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Die Debatte der deutschen Nationalökonomie im 
Verein für Socialpolitik über die Ursachen der ,~ohnungsfrage" 
und die Steuerungsmittel einer Wohnungsreform im 
späten 19. Jahrhundert* 
Von Hans 1. Teuteberg, Münster/Westf. 
Der vorliegende Tagungsband des Wirtschaftshistorischen Ausschusses der 
Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ist dem Generalthema 
"Urbanisierung und Sozialer Wandel" gewidmet worden, weil in letzter Zeit eine 
Reihe von neuen Forschungen auf diesem Ge biet unternommen wurden, die nun 
nach einer kritischen Erörterung verlangen. Der Zeitpunkt gibt zunächst zu einer 
historischen Reminiszenz Anlaß: Vor einhundert Jahren schlugen nämlich Georg 
Friedrich Knapp und Gustav von Schönberg im Anschluß an die Herbsttagung des 
"Vereins jür Socialpolitik" 1884 vor, die Wohnungsnot in den Großstädten zum 
Thema der nächsten Sitzung zu machen 1. Auf zwei weiteren Ausschußsitzungen 
am 13. April und 28. Dezember 1885 wurde das Thema beraten und endgültig 
angenommen. Am 24. und 25. September 1886 trat dann der "VereinjürSocialpoli-
tik" im Hörsaal der Polytechnischen Gesellschaft in Frankfurt a. M. zusammen, 
um über die" Wohnungsnoth der ärmeren Klassen in deutschen Großstädten" zu dis-
kutieren2• Als Grundlage dazu dienten zwei rechtzeitig fertiggestellte Material-
bände, in denen verschiedene Experten ihre Ansichten zu den wichtigsten Einzel-
problemen darlegten und anhand eines vorher ausgesandten Fragebogens Vertre-
ter einzelner Städte erstmals einheitlich konzipierte und damit untereinander ver-
gleichbare Schilderungen über die Wohnungsverhältnisse in größeren Städten un-
termauert von einer gesondert beigefügten Wohnstatistik abgaben3. 
Es ist sicherlich nicht ohne Reiz, eine zentrale Problematik der beginnenden 
modemen Verstädterung in Deutschland in ihrem ganzen sozioökonomischen 
Ursachen- und Wirkungsgeflecht im Abstand eines Jahrhunderts noch einmal 
* Diese Abhandlung beruht auf Resultaten des Forschungsprojekts ,,wohnungsnot und 
Soziale Frage im 19. Jahrhundert" des Sonderforschungsbereichs 164 ,;Vergleichende 
geschichtliche Städteforschung" der Universität Münster. 
1 Franz Boese: Geschichte des Vereins für Sozialpolitik 1872-1932, Berlin 1939, S.51. 
2 Verein für Socia/politik (Hg.): Verhandlungen der am 24. und 25. September 1886 in 
Frankfurt a. M. tlbgehaltenen Generalversammlung des Vereins für Socialpolitik über die 
Wohnungsverhältnisse der ärmeren Klassen in deutschen Großstädten, in: Schriften des 
Vereins für Socialpolitik 33, Leipzig 1886. 
3 Verein für Socia/politik (Hg.): Die Wohnungsnoth der ärmeren Klassen in deutschen 
Großstädten und Vorschläge zu deren Abhülfe. Gutachten und Berichte. In: Schriften des 
Vereins für Socialpolitik 30/31, Leipzig 1887. 
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geschlossen vor Augen zu fUhren und sich in die kontroversen Standpunkte dama-
liger Wissenschaftler erneut zu vertiefen. Dabei wird man nicht ohne Überra-
schung feststellen, daß einige der damals ausgetauschten Argumente noch fast 
nichts von ihrer Aktualität eingebüßt und die dahinterstehenden Probleme bis 
heute keine befriedigende Lösung gefunden haben. 
Was hat den .,VereinjürSocialpolitik" bewogen, angesichts der damaligen Fülle 
von Zeit- und Streitfragen sich gerade diesem Problembereich vorrangig zuzu-
wenden und damit ihn als besonders lösungsbedürftig zu charakterisieren4? Die 
Antwort ergibt sich aus dem Gang der zeitgenössischen sozialen Reforrndebatte: 
Schon bei den ersten Anzeichen der zunehmenden Verstädterung und Industria-
lisierung um die Mitte des 19. Jahrhunderts hatten bekannte Persönlichkeiten des 
öffentlich-wissenschaftlichen Lebens wie Victar Aime Huber, Julius Faucher und 
Karl Knies. dann aber auch der unter Adolph Lettes Leitung stehende, mit Unter-
stützung der preußischen Regierung 1844 ins Leben gerufene "Centralvereinfür 
das Wohl der arbeitenden Klassen" und der etwas später gegründete "Kong,.~ deut-
scher Volkswirthe" erstaunlich frühzeitig in den vierziger und flinfziger Jahren die 
Wohnungsfrage als einen Kernpunkt der neuen "Arbeiteifrage"diagnostiziert, was 
solürl eine Fülle von praktischen Lösungsvorschlägen wie auch erste Bemühun-
gen um eine theoretische Durchdringung provozierteS. Wenngleich diese Ent-
schlieBungen, Denkschrir"ten und Abhandlungen noch sehr unbefriedigend blie-
ben, so haUen sie doch das Verdienst, eine fortan nicht mehr verstummende Woh-
nungsreformdebalte in Deutschland zu entfachen, die nun eine zunehmend grö-
llere iifTenUiche Resonanz fand. Zugleich traten erstmals kleine gemeinnützige 
BauJ!.c.I'clI.I'chaJiclI sowohl auf der Basis von Aktienunternehmungen wie auch von 
Ucnos'senschaften durch diese fortwährende Erörterung auf den Plan6. Zahlen-
·1 Als andere Tagungsthemen waren ferner vorgeschlagen worden: Sparkassenwesen, 
landwirtschaftliche Genossenschaften, Heimgewerbe, der Einfluß der Agrarimporte auf die 
inliindischen Fleisch- und Getreidepreise, das Verhältnis der Brotpreise zu den Löhnen, die 
Wirkung der Lohnhöhe auf die Produktionskosten, Warenpreise und Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt, ferner das Verhältnis der Soziallasten zu den 
Steuern sowie die Altersversorgung . 
.I Für eine ausführliche Darstellung dieser ersten Beschäftigungen mit der Wohnungs-
frage in Deutschland vgl. Hans J. TC1Iteberg: Eigenheim oder Mietskaserne. Ein Zielkonflikt 
deutscher Wohnungsreformer 1850-1914, in: Heinz Heineberg (Hg.): Innerstädtisehe Pro-
zesse im 19. und 20. Jahrhundert. Geographische und historische Aspekte. (= Städtefor-
schung Reihe A) Köln/Wien, (im Erscheinen). Vgl. Heinrich Bechtel; Die ersten Kämpfe für 
eine Wohnungsreform. Ein Beitrag zum Gegensatz von Theorie und Praxis der Wohnungs-
frage, in: Jahrbuch für Nationalökonomie und Statistik 122 (1924), H. 6, S. 813-826. - Hans 
11. I,celllle,.: Wohnungsfrage, städtische Grundrente und Bodenspekulation. Ein theoriege-
schichtlicher Abriß, in: Zeitschrift !Ur Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 92 (1972). 2. 
Ilalbb., S. 697-726. - Carl Johanncs Fuchs: Die Wohnungsfrage, in: S_ P. Altmann 11. a., Die 
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaftslehre im neunzehnten Jahrhundert. Gustav 
Schmoller zursiebzigsten Wiederkehr seines Geburtstages, 24. Juni 1908, in Verehrung dar-
gebracht, Bd. 2, Leipzig 1908, Abschnitt XXXlII, S.I-24. - Dorothea Berger-Thimme.-Woh-
nungsfrage und Sozialstaat. Untersuchungen über die Anfänge staatlicher Wohnungspoli-
tik in Deutschland (1873-1918) Frankfurt a. M./Bern 1976. - Jürgen Re1llecke: Sozialer Frie-
den durch sOliale Reform. Der Centralvercin fUr das Wohl der arbeitenden Klassen in der 
Frühindustrialisierung, Wuppertal1983. - Volker HCllfschel: Diedeutschen Freihändlerund 
dcr Volkswirtschaftliche Kongrcß 1858-1885, Stuttgart 1975. 
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mäßig noch bedeutsamer erwies sich der bald danach einsetzende Werkswoh-
nungsbau: Nach einer Enquete über die freiwilligen Wohlfahrtseinrichtungen der 
Arbeitgeber in Preußen 1875 hatten von 4850 erfaßten Betrieben bereits 1655 
irgendeine wohnungsfürsorgerische Maßnahme getroffen. In der Mehrzahl der 
Fälle waren relativ preiswerte Mietwohnungen für Belegschaftsangehörige 
geschaffen worden, insgesamt 8751 Häuser für 35538 Menschen. Aber auch 
andere deutsche Bundesstaaten, vor allem Bayern und Sachsen, zeigten bei ent-
sprechenden Erhebungen ähnliche Bemühungen beim beginnenden Werkswoh-
nungsbau, der sich auf bestimmte ältere Vorläufer sowohl auf dem Lande wie bei 
den Manufakturen stützen konnte 7. 
Ein gewisser Anstoß zur Wohnungsreform ging auch von der sich verschärfen-
den Landarbeiteifrageaus. Wegen der seit den vierziger Jahren steil anwachsenden 
Auswanderung, die dann später in eine ebenso starke Binnenwanderung in die 
entstehenden Industriestädte umschlug, begann man vor allem zunächst in den 
ostelbischen Gebieten erstmals über die gezielte Anlage moderner Landarbeiter-
wohnungen nachzudenken. Nachdem der Gutsbesitzer und bekannte national-
ökonomische Schriftsteller Johann Heinrich von Thünen aufseinem mecklenburgi-
sehen Gut Tellow bei Rostock und andere Reformer musterhafte Tagelöhnerbe-
hausungen geschaffen hatten, schickte die preußische Regierung einen Fachmann 
nach England, um die dortigen Erfahrungen bei der ländlichen Cottage-Bauweise 
zu erkunden und deren Baupläne sowie Kosten näher zu studieren8• Ein ostpreu-
ßischer Landarzt, der aus seiner Praxis die Zusammenhänge zwischen Wohnen 
und Volkskrankheiten nur zu gut kennengelernt hatte, legte 1863 einen Plan zur 
Gründung ländlicher Baugenossenschaften vor, die sich speziell mit der Lösung 
6 Walter Voßberg: Die deutsche Baugenossenschaftsbewegung, Berlin 1906. - Kai-Detlel' 
Sievers: Anfänge der Baugenossenschaftsbewegung in Norddeutschland zur Zeit des zwei-
ten deutschen Kaiserreiches, in: Hans J. Teuteberg (Hg.): Homo habitans. Zur Sozialge-
schichte des ländlichen und städtischen Wohnens in der Neuzeit (= Studien zur Geschichte 
des Alltags Bd. 4) Münster 1985, S. 339-356. 
7 Paul Mieck: Die Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen der industrielIen Arbeitgeber in den 
preußischen Provinzen Rheinland und Westfalen und ihre volkswirtschaftliche und soziale 
Bedeutung, Berlin 1904. A. Günther-Rene Prevot: Die Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeit-
geber in Deutschland und Frankreich, Leipzig 1905. - R. Hundt: Bergarbeiter-Wohnungen 
im Ruhrrevier, Berlin 1902. - A. Heinrichsbauer: Industrielle Siedlung im Ruhrgebiet in Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zukunft, Essen 1936. - Adolj F. Heinrich: Die Wohnungsnot 
und die Wohnungsfürsorge privater Arbeitgeber in Deutschland im 19. Jahrhundert, Phi!. 
Diss., Marburg 1970. - Günther Schutz: Der Wohnungsbau industrieller Arbeitgeber in 
Deutschland bis'l945, in: Teuteberg. Homo habitans (s. Anm. 6), S. 373-390, - Ger/rud Milke-
reit: Betriebliches Wohnungswesen im Duisburger Norden 1880-1974, in: Ebenda, S. 391-
420. 
B Franz Wachenhausen: Der Bau vorbildlicher Landarbeiterwohnungen in Tellow durch 
Johann Heinrich von Thünen inden Jahren 1830-1840, Diss. Masch. Sehr., Schwerin 1945.-
Leopold von Or/ich: Über einige Vereine zur Hebung des sittlichen und leiblichen Wohls des 
Volkes. Mit sieben Ansichten und Grundrissen von Wohnungen für Arbeiter auf dem 
Lande. Ein Wort der Nachfolge, Leipzig 1840. Vg!. lohn Burnett: A Social History ofHousing 
1815-1970, London 1970, S. 30-53. - Ders.: Die Entwicklung englischer Arbeiterhäuser und 
ihre Raumnutzung im 19. Jahrhundert, in: Teuteberg: Homo habitans (s. Anm. 6), S. 227-
256. 
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der ländlichen Wohnungsfrage beschäftigen sollte9• Die Landwirtschaft war, wie 
die Berichte über die ,,Versammlungen Deutscher Landwirte" zeigen, wegen des 
damals steigenden Arbeitskräftemangels an diesem Problem nicht uninteressiert. 
Die rnsten und Tagelöhner konnten nämlich auf die Dauer nur durch den Bau ent-
sprechender Wohnungen auf den großen Gütern gehalten werden. Das größte 
Au!:"ehen erzielte das Buch des staatlichen Domäneninspektors Theodor Freiherr 
von der Goltz, der die Wohnungsfrage auf dem Lande zusammen mit einem Bau-
meister erstmals von allen Seiten her beleuchtete 10. Die Verfasser, die beide auch 
an einer Landwirtschaftlichen Akademie lehrten, beriefen sich bei ihren detaillier-
ten Vorschlägen zur SchalTung von ländlichen Behausungen ausdrücklich auf Vic-
tor A ime Hubers Anregungen ftir eine genossenschaftliche Selbsthilfe, die in erster 
Linie von den Gutsbesitzern getragen werden sollte. Das Buch schloß mit der ern-
sten Mahnung, daß 
"ohne eine gründliche Reform der Wohnungsverhältnisse alle Anstrengungen der Kirche, 
der Srhule, des Staates und der Gesellschaft zur sittlichen, geistigen, socialen und wirth-
sehaftliclll:n Rettung von hunderltausenden von Familien vergeblich sind"!!. 
Der große Einfluß des "LandwirlschaJllichen Centralvereins" in Ostpreußen 
sicherte dem Buch eine relativ weite Verbreitung, doch kam es dort kaum zu Um-
setwngen in der Praxis. Erst 1868 konnte Goltz von der Gründung einer einzigen 
nellell Landarbeiterkolonie berichten, bei der seine Grundsätze befolgt wurden, 
doch war selbst diesem Projekt wenig Erfolg beschieden 12 Go/tz, der sich später als 
Agrarwissenschaftier einen bedeutenden Namen machte, gelang es offenbar 
nicht, der liindlichen Arbeiterwohnungsfrage die ihr gebührende Beachtung vor 
der Reichsgründung zu sichern. Die wenigen sonstigen Vorschläge auf diesem 
Gebic! beschäftigten sich nur mit speziellen technischen und hygienischen Fra-
gen und versuchten nicht, die ökonomisch-sozialen Ursachen zu analysierenD. 
" /Ju!!.() Sl't!/i!ebl'n: Über einen Plan zur Gründung von Baugesellschaften für die Herstel-
I ung zwcckmiissiger Wohnungen rur ländliche Arbeiter, in: Ostpreußische landwirthschaft-
liehe Jahrhücher, Jg. 1863. - Dm.: Die l:Iedeutung und der Fortschritt der Wohnungsfrage. 
In: Der Arbeiterfreund 7 (1869), S. 385 rr. - Ders: Die gesundheitsmäßige Einrichtung von 
liindlichen Arbeilerwohnungcn, in: Der Arbeiterfreund 3 (1865), S. l73-186. 
!O Thl'ot!or Freiherr von der Go/tz und W Kiene!: Ländliche Arbeiterwohnungen in Vor-
schlügen und Zeichnungen zu ihrer zweckmäßigen Ausführung, Königsberg-Tilsit 1865. 
11 Ebenda, S. 48. 
!2 Als der Rittergutshesitzer Neumann auf seinem Gut Poseneck bei Gerbaum die Land-
arheitcrwohnungen errichtet hatte, erhielt ervom zuständigen Landrat die Auflage, weitere 
Siedlungspliitze einzustellen und die Häuser wieder abzureißen. Dies geschah aufBetrei-
hen derhenachbarten Landwirte, die Klage rührten, die Bewohnerso\cherneuer Landarbei-
telwohnungen "würden leicht zu einem trägen, unordentlichen Lebenswandel gelangen 
und aul.lerdem den benachbarten Besitzern Schaden zufügen." Die Autnebung dieses 
unsinnigen Verbots konnte erst nach einem langen Rechtsstreit erreicht werden und zeigt, 
auf welche Schwierigkeiten in der Praxis erste Versuch.~ zur Lösung der ländlichen Woh-
nungsfrage stießen. Vgl. Theodor Freiherr VOll der Go/tz: Uber einige Einrichtungen zur Ver-
hesserung der Lage der ländlichen Arbeiter, in: Der Arbeiterfreund 6 (1868), S~ 149-161, 
hesondcrs S. 159. 
IJ Vgl. F. Schuhert: Bau und Einrichtung länd.l.icher Arbeiterwohnungen in gesundheitli-
rher Rücksicht, Bonn 1869. - A/brecht Tllae,.: Ubcr ländliche Arbeiterwohnungen, Berlin 
11m. 
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Zwar wurde von den wenigen Sachkennern übereinstimmend frühzeitig 
erkannt, daß sich die Wohnungsfrage nicht allein auf die Großstädte und Indu-
striezentren beschränkte und sich gerade in ländlichen Gegenden die krassesten 
Mißstände bei den Behausungen zeigten, doch sind solche Hinweise immer wie-
der schnell von den massenhaft zusammengeballten Wohnungsproblemen Ber-
lins und anderer Großstädte überschattet worden. 
Das sprunghaft steigende Interesse an den Wohnungsverhältnissen entzündete 
sich an mehr spektakulären Ereignissen, z. B. an dem Berliner Generalbebauungs-
plan von 1862. An den großen Straßendurchbrüchen in Paris sich orientierend 
wollte der Berliner Magistrat in ähnlicher Weise seine Stadt in den sechziger Jah-
ren einem mehr großräumig angelegten Nahverkehr erschließen. Ohne daß die 
Mehrzahl der vorgesehenen Straßen zunächst angelegt wurde, gab der Plan Ver-
anlassung, die Grundstückspreise in den zur Bebauung vorgesehenen Gebieten in 
die Höhe schnellen zu lassen. Eine der Folgen dieses Plans war es, daß die dichte 
Bebauung in einigen Berliner Randgebieten rasch zunahm, wo nun die bis heute 
bekannten Berliner Mietskasernen entstanden. Die Planung und Ausführung die-
ser mehrstöckigen Massenmietshäuser mit ihren Seitenflügeln und Hinterhöfen 
bildete eines der umstrittensten Projekte städtebaulicher Planung in Deutschland, 
dessen Auswirkungen das Bild Berlins vor allem nach außen hin prägten 14. Als 
Folge dieser und anderer Diskussionen wurde die Wohnungsfrage seitdem zu 
einem Dauerthema publizistischer Berichterstattung und gesellschaftlicher Vor-
schläge. 
Von protestantischer Seite wurde die Wohnungsfrage erstmals in einem größe-
ren Kreise auf der vom Stuttgarter Kirchentag initiierten Zweiten Industriekonfe-
renz in Bonn am 14. und 15. Juni 1870 aufgegriffen. Die von dem Banner National-
ökonomen Erwin Nasse einberufene Tagung stellte den ersten Versuch deutscher 
Industrieller dar, den Mißständen der Fabrikarbeit nachzugehen. In seinem Refe-
rat zu den Arbeiterwohnungsverhältnissen umriß der Baseler Fabrikant und 
Stadtrat Carl Sarasin seine Erfahrungen mit dem Bau von Werkswohnungen und 
verwies auf die seiner Meinung beispielhafte eile ouvrierein Mühlhausen. Die Ver-
14 Johann Friedrich Geist und Klaus Kürvers: Das Berliner Mietshaus 174G-1862, München 
1980, S. 464-524. -lngrid Thienel: Städtcwachstum im Industrialisierungsprozess. Das Ber-
liner Beispiel, Berlin-New York 1973. - Dies.: Verstädterung, städtische Infrastruktur und 
Stadtplanung - Berlin zwischen 1850 und 1914, in: Die Alte Stadt. Zeitschrift für Stadlge-
schichte, Stadtsoziologie und Denkmalpflege 4 (1977), S. 55-84. - Manfred Hecker: Die Ber-
liner Mietskaserne, in: Ludwig Grothe (Hg.): Die deutsche Stadt im 19. Jahrhundert. Stadt-
planung und Baugestaltung im industriellen Zeitalter, München 1974, S. 173-194 (hier 
besonders viele Abbildungen). - Wemer Hegemann: Das steinerne BerEn. Geschichte der 
größten Kasernenstadt der Welt, Berlin 1930, S. 207-233. - Vgl. als wichtige zeitgenössische 
Schriften: James Hobrecht: Uber öffentliche Gesundheitspflege und die Bildung eines Cen-
tral-Amtes rur öffentliche Gesundheitspflege im Staate, Stettin 1868. - Gustav Rasch: Die 
dunklen Häuser von Berlin, 2. Aufl., Wittenberg 1863. - A. Gessler: Das deutsche Mietshaus, 
München 1909. - K. E. O. Fritsch: Wie kann die Baukunst wieder volkstümlich gemacht wer-
den? In: Deutsche Bauzeitung, Jg.1876, S. 383 ff. - Ders.: Die Bedeutung der Gegenwart, in: 
Deutsche Bauzeitung, Jg. 1874. - Das Berliner Voig/land. Abdruck aus dem in Duisburg im 
Diakonissenhause erscheinenden Sonntagsblatt flir innere Mission, Duisburg 1862. - Ernst 
Bruch: Berlins bauliche Zukunft und der Bebauungsplan, Berlin 1870. 
2 Schriften tl. Vereins f. Socialpolilik 156 
IX Hans J. Teuteberg 
sammlung erkannte daraufbin an, daß besonders die Wohnungsverhältnisse 
grundlegend seien für "Familienleben, Stabilität und Patriotismus in der Arbeiter-
schart"15. Der .. Evangelische sociale Kon/ireß" und der katholische" Verein Arbeiter-
wohl" führten anschließend diese Reformbestrebungen weiter. 
Aber auch bei den Arbeitnehmern wurde unmittelbar nach Ende des Deutsch-
Französischen Krieges in mehreren großen Versammlungen in Berlin erstmals ein 
eigener Standpunkt in der Wohnungsfrage deutlich. Eine von 6000 Menschen 
besuchte Massenveranstaltung der Berliner Sozialdemokraten faßte am 24. Sep-
tember 1871 folgende rur Regierung und Öffentlichkeit bestimmte Resolution: 
"Die Versammlung erklärt die Wohnungsnoth und Steigerung der Miethen in großen Städ-
ten als Folge der heutigen sodalen Zustände, welche es den Grundbesitzern ermöglichen, 
durch die Bodenrente das arbeitende Volk auszubeuten und nicht die Bedürfnisse des Vol-
kes, sondern schwindelhafter Speculationen halber den Wohnungsbau zu betreiben ... Die 
Versammlung erklärt daher, daß nur durch den socialdemokratischen Staat, wo aller Grund 
und Boden Gemeingut ist und den Bedürfnissen des Volkes gemäß Arbeiter-Productivge-
nossenschaften die Wohnungen herstellen, aber nicht nur Palliativmittel der heutigen Woh-
nungsnoth und den großartigen Krankheiten, welche sie in der Folge hat, ein Ende gemacht 
werden könne"II,. 
Dieser Aurrur und die dahinter stehende allgemeine Unruhe veranlaßten 
Friedrich Enfiels. 1872 eine längere Artikelserie unter der Überschrift "Zur Woh-
I1l1l1g~/rafie" in dem Leipziger Organ ,Yolksstaat" zu veröffentlichen, die sowohl 
gegen den kleinbürgerlichen Sozialismus wie auch gegen die Wohnungsreform-
vorstellungen Christlich-Konservativer und Linksliberaler gerichtet war17. Darin 
wandte er sich zunächst dagegen, in der Wohnungsfrage eine wichtige Aufgabe 
der Sozialdemokratie zu sehen. Für Engels war die Wohnungsnot nur ein "sekun-
därer Übelstand", nämlich eine Folge der kapitalistischen Produktionsweise. Man 
müsse diese beseitigen, dann würde sich die Wohnungsfrage von selbst lösen l8 . 
Die Hausbesitzer waren ihm insgesamt nur eine relativ harmlose "Unterart von 
Kapitalisten", weil sie keine Arbeitskraft kauften und keinen Mehrwert produzier-
15 Vgl. Verhandlungen der Bonner Konferenz für die Arbeiterfrage im Juni 1870, Berlin 
1870. Für die Förderung des Arbeiterwohnungsbaus setzten sich auch die von Unterneh-
mern herausgegebenen Zeitschriften .. Concordia" (1871 IT.) und .. ArbeitelWohl"(l881 ff.) ein. 
Einzelne Unternehmer befaßten sich hier in Artikeln oder in gesonderten Schriften mit der 
rörderung der Werkswohnungen als Mittel der betrieblichen Sozialpolitik. Vgl. Julius Post 
11. Heinrich Albrecht: Musterstätten persönlicher Fürsorge von Arbeitgebern für ihre 
Geschiiftsangehörigen, 2 Bde., Berlin 1889-1893. 
16 Zitiert nach Ernst EnKel: Die moderne Wohnungsnoth, Leipzig 1873, S. 29. 
17 Frie(/rich EnKels: Zur Wohnungsfrage, in: Volksstaat Nr. 51 v. 26. 6.1872 - Nr. 16 v. 22. 2. 
IHn 2. durchgesehene selbständige Aufl. Singen o. 1. (1887). Neudruck in: Karl Marx-
hiedrich EnW1s: Werke (MEW) 18, Berlin(-Ost) 1973, S. 209-287. Engels Aufsätzen ging 
eine ebenfalls der Wohnungsnot gewidmete Serie des Arztes Arthur Mülberger aus Crails-
heim in der gleichen Zeitschrift im Februar-März 1872 voraus, der sich gewisse Vorstellun-
gen Prouclhons zu eigen gemacht hatte. Engels wollte seine falschen kleinbürgerlichen Vor-
stellungen zurechtrücken, da sie auch bei anderen Sozialdemokraten grassierten. 
IX Wörtlich bei Engels: "Solange die kapitalistische Produktionsweise besteht, solange ist 
es eine Torheit, die Wohnungsfrage oder irgendeine andere die Geschicke des Arbeiters 
betrellcnde Frage einzeln lösen zu wollen. Die Lösung liegt in der Abschaffung derkapitali-
stischen Produktionsweise." EnKels: Wohnungsfrage, MEW 18, S. 59. 
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ten. Von einer Umwandlung der Mietwohnung in eine Eigentumswohnung hielt 
Engels ebenfalls nichts, weil die "Heimatlosigkeit des Proletariers" diesen immer 
wieder zwinge, den Arbeitsplatz und Wohnort zu wechseln. Die gescheitesten 
Führer der herrschenden Klassen hätten außerdem "stets ihre Anstrengungen 
darauf gerichtet, die Zahl der kleinen Eigenthümer zu vermehren, um sich eine 
Armee gegen das Proletariat zu erziehen"19a. Bei einer kommenden sozialen Revo-
lution würde im übrigen der alte Gegensatz zwischen Stadt und Land aufgehoben 
und alle großen Städte beseitigtl9b. 
Wie ein Schlag ins Gesicht aller derer, die mit statistischem Material das städ-
tische Wohnungselend zu untermauern trachteten, wirkte eine andere Passage 
seiner Ausführungen: 
"Soviel ist aber sicher, daß schon jetzt in den großen Städten hinreichend Wohngebäude 
vorhanden sind, um bei rationeller Benutzung derselben jeder wirklichen ,Wohnungsnot' 
sofort abzuhelfen"20. 
Engels setzte sich dann insbesonders mit dem 1869 erschienenen Buch "Die 
Wohnungszustände der arbeitenden Classen und ihre Riform" von Emil Sax ausein-
ander, weil dieser erstmals den Versuch gemacht habe, alle vorhandene Literatur 
auf dem Gebiet der Wohnungsfrage zusammenzufassen. Die dort vorhandenen 
Appelle an die Arbeiter zur Ordnung und Sauberkeit und an den Staat zum Erlaß 
von Wohnungsgesetzen nach englischem Beispiel wurden verständlicherweise 
völlig verworfen. Nochmals erneuerte er hier seine völlige Ablehnung der Eigen-
heimförderung, weil sie für den Arbeiter nur eine Fessel bedeute. Für den mobi-
len Teil der Arbeiterschaft könne man ohnehin keinen bedürfnisgerechten Wohn-
raum schaffen, der Eigenheimerwerb komme nur für den materiell besser gestell-
ten Arbeiter in Frage. Die damit unter Umständen verbundene Preiserniedrigung 
bei den Wohnausgaben sei aber ein Scheinvorteil, da dies ein entsprechendes Fal-
len beim Lohn bewirke. Werkswohnungen der Kapitalisten seien nur rentierliehe 
Kapitalanlagen und keine philanthropischen Taten. Die Proletarier müßten wegen 
fehlender Konkurrenz Monopolpreise an den Unternehmer zahlen und riskierten 
bei einem Streik Obdachlosigkeit. Weder die Selbst- noch die Staatshilfe fand vor 
seinen Augen eine Gnade21 • 
Wie die Engelsehen Ausführungen, die 1887 als gesonderte Broschüre erschie-
nen, vielfach erkennbar belegen, bezog sich der Autor fast ausschließlich auf seine 
in den vierziger Jahren in Manchester gesammelten Erfahrungen, die er dann in 
seinem berühmten Buch "Die Lage der arbeitenden Klasse in England" niedergelegt 
19a Ebenda, S. 23. 
19b Wörtlich bei Engels: "Die Wohnungsfrage lösen zu wollen und die modernen großen 
Städte erhalten wollen, ist ein Widersinn". Ebenda, S. 41. 
20 Ebenda S. 26. 
21 Wörtlich bei Engels: "Daß der heutige Staat der Wohnungsfrage weder abhelfen kann 
noch will, ist sonnenklar. Der Staat ist nichts als eine organisierte Gesamtmacht der besit-
zenden Klassen, der Grundbesitzer und Kapitalisten, gegenüber den ausgebeuteten Klas-
sen, den Bauern und Arbeitern. Was die einzelnen Kapitalisten nicht wollen, das will auch 
der Staat nicht". Ebenda, S. 53. 
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haUe22. Die hastig verfaßte Elendsreportage, die schon bei den Zeitgenossen 
wegen ihrer übertriebenen Schwarzweißmalerei und offensichtlichen Fehlurteile 
begründete Kritik gefunden hatte, diente ihm allein zur Beurteilung der Woh-
nungsfrage, nicht aber eine empirische Erforschung der deutschen Zustände23 . 
Die auch von Emi! Sax gerügte Ineffektivität englischer Gesetze und Erlasse im 
Bau- und Sanitätswesen, vor allem die Mängel der behördlichen Wohnungsin-
spektion waren ihm Beweis genug für seine These, daß der Staat die Wohnungs-
not gar nicht ernsthaft beheben wolle. Etwas glimpflicher in Engels Kritik kamen 
lediglich die Baugesellschaften (Building societies) weg, doch hielt er sie auch rur 
wenig geeignet, die Wohnungsfrage zu lösen24• Letztlich blieb Engels die Lösung 
der Wohnungsfrage gleichgültig; er verspürte wenig Lust, sich mit den Detailfra-
gen einer Reform innerhalb des kapitalistischen Systems auseinanderzusetzen, 
was seiner Argumentation nach freilich logisch war25 . 
Bezeichnenderweise war die Mehrheit der Sozialdemokraten nicht bereit, die-
sem rigiden Standpunkt von Friedrich Engels überall zu folgen. Eine Versammlung 
unter dem Vorsitz Hasenclcvers am 8. Juni 1872 betonte ganz im Gegenteil die 
Pflicht der Gemeinden IUr eine umfassende soziale Wohnungsftirsorge ruf ihre 
Beschüftigten und forderte ein kommunales Enteignungsrecht für unbebaute 
Grundstücke. Der Vorschlag, eine entsprechende Petition an den Reichstag zu 
richten, wurde allerdings als "reactionür" abgelehnt, weil man vom Staat keine 
;\Imosen erl'lche. Die Arbeiter Berlins wurden aufgefordert, dem "Allgemeinen 
fJell/schell Arhei/erverein" beizutreten, "damit auf diesem Wege die Arbeiterfrage 
und mit ihr selbstverständlich die Wohnungsfrage gelöst wcrden"26. 
Ganz anderer Meinung war dagegen ein anderer Flügel der aufkommenden 
Arbeiterbewegung, nämlich die am 26. September 1871 ebenfalls in Berlin tagende 
2l Friedlich Engels: Die Lage der arbeitenden Klasse in England, Leipzig 1845. 
)1 Zur zeitgenössischen und heutigen Kritik des Engelsehen Buches vergl. Hans J. Teute-
herR: Zeitgenössische deutsche Reflexionen über die Rolle des Faktors Arbeit in den frühen 
Phasen der britischen Industrialisierung (1750-1850), in: He/mann Kel/enbenz (Hg.): Wirt-
schaftspOlitik und Arbeitsmarkt, Wien 1974, S. 238-270. Auch Marx hat sich bei der Kritik 
der A.rbeiterwohnverhältnisse nur auf die Zustände der englischen Frühindustrialisierung 
bezogen. Vergl. Kar! Marx; Das Kapital, in: Karl Marx - Friedrich Engels: Werke 23, Berlin 
(-Ost) 1962, wo er die Wohnvcrhällnisse der stiidtischen Arbeiter(S. 68~93), der Bergleute 
(S. 695-(97) und der Landarbeiter (S. 710-721) zur "Illustration des allgemeinen Gesetzes 
der kapitalistischen Akkumulation" (Kap. 23, 5. Absehn.) beschreibt. Als Quelle diente wie 
zuvor Engels die "meisterhafte Arbeit" des Public Health Reports, der ftir das englische Par-
lament in den 1830er Jahren erstellt worden war. 
n Engels wies daraufhin, daß wegen der hohen Baustellenpreise dem normalen Arbeiter 
ein genossenschaftlicher Hausbau nur auf dem Lande möglich sei, was aber das von ihm ab-
gelehnte Cottage-System voraussetzte. Letztlich sei allen diesen kleinen Baugesellschaften 
die spekulative Natur gemeinsam. Sie ständen nur den besser verdienenden Arbeitern 
ollen, so daß die Masse nicht daran teilnehmen könne. 
!.< Ihirgerliche Neo-Marxisten pflegen sich immer noch zuweilen auf Engels zu berufen: 
VCl'gl. .hirn }anssen: Sozialismus, Sozialpolitik und Wohnungsnot, in: Hans G. Helms und 
./iirn }III/SSl'II (HR.): Kapitalistischer Städtebau, 2. Aufl., Neuwied-Berlin 1971, S. 5311 - Theo 
RIIsehorl/ 11. a.: Wohnen in der Demokratie. Soziales Mietrecht in der Bundesrepublik, 
Dannstadt-Ncuwicd 1976, S. 68. 
)b Zitiert nach EnRe!: Wohnungsnoth (s. Anm. 16), S. 35. 
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Versammlung Deutscher Ge~verkvereine unter Leitung von Max Hirsch. Sie prote-
stierte sowohl gegen einen Erlaß des Magistrates und Polizeipräsidiums von Ber-
lin, worin eine Wohnungsnot in Abrede gestellt wurde, als auch gegen die Prokla-
mation der Sozialdemokraten nach Überftihrung des Grundbesitzes in Gemeinei-
gentum. Statt dessen wurde von den Unternehmen eine kürzere Arbeitszeit mit 
längeren Pausen gefordert, um auch ein entfernteres Wohnen zu ermöglichen, die 
Unterstützung der Baugenossenschaften durch verbilligte Darlehen und Beschaf-
fung preisgünstiger Bauplätze sowie die verstärkte Einrichtung von Kleinwohnun-
gen. Von den Arbeitern erwartete man vor allem Initiativen zur Gründung von 
eigenen Baugenossenschaften, die zum Erwerb von Wohneigentum fUhren soll-
ten. Staat und Gemeinden wurden zu Reform der Baupolizeivorschriften und des 
Hypothekenwesens aufgefordert sowie zur Unterstützung der Baugenossenschaf-
ten und Erbverpachtung öffentlicher Ländereien sowie zur Gewährung von billi-
gen Hypothekarkrediten. Unter dem Eindruck der zum Osterquartal1872 beson-
ders wieder hervorgetretenen Wohnungsnot fand 1872 eine weitere Versammlung 
der liberalen Gewerkvereine statt, auf der Hermann Schulze-Delitzsch sein Konzept 
zur Abhilfe der Wohnungsnot vortrug, in dessen Mittelpunkt die Baugenossen-
schaften standen, die sowohl als Kapital- wie auch als Personalvereinigung fungie-
ren sollten. 
Überblickt man das Spektrum der öffentlichen Diskussion zu Beginn der 
Reichsgründung, so zeichneten sich drei Hauptströmungen zur Bewältigung der 
Wohnungsfrage ab27: 
- Die Richtung der ausschließlichen Selbsthilfe. 
- Die Verbindung von Selbsthilfe, Kommunalhilfe und Staatshilfe. 
- Die Übernahme des gesamten Wohnungswesen in die alleinige Kompetenz des 
Staates. 
Vor dem Hintergrund dieser erregten öffentlichen Debatten trat nach vorberei-
tenden Gesprächen am 8. Juli 1872 in Halle eine aufsehenerregende "VersammlunR 
zur Besprechung der socialen Frage" in Eisenach am 6. und 7. Oktober 1872 zusam-
men, aus der nur ein Jahr später ebenfalls in Eisenach der" Vereinjür Socia/politik" 
hervorging28. 
27 Engel: Wohnungsnoth (s. Anm. 16), S. 35. - Andere Wohnungsreformer wollten dage-
gen nur zwei Strömungen anerkennen: Die Vertreter der Selbsthilfe und die Staatshilfe. Vgl. 
Ouo TJiJdinger: Die Arbeiterwohnungsfrage und ihre Bestrebungen zur Lösung derselben. 
Jena 1888, S. 158. 
28 Auf die Vor- und Gründungsgeschichte dieser Vereinigung und ihre anderen bekann-
ten Aktivitäten braucht an dieser Stelle nicht weiter eingegangen zu werden. Vgl. u. a. die 
bekannten Schriften von Else Conrad: Der Verein ftir Socialpolitik und seine Wirksamkeit 
auf dem Gebiet dcr gewerblichen Arbeiterfrage, Jena 1906. - Eugen von Philippovich: Das 
Vordringen der sozialpolitischen Ideen in der Literatur, in: S. P. Altmann u. a.: Die Entwick-
lung der deutschen Volkswirtschaftslehre im neunzehnten Jahrhundert, Bd. 2, Leipzig 1908, 
Teil XXI. - Hans Gehrig: Die Begründung des Prinzips der Sozial reform. Eine literatur-
historische Untersuchung über Manchestertum und Kathedersozialismus, Jena 1914. -
Adolph Wagner: Die Strömungen in der Sozialpolitik und der Katheder- und Staatssozialis-
mus, Berlin 1912. - Hans Freiherr von Berlepsch: Sozialpolitische Erfahrungen und Erinne-
rungen, M. Gladbach 1925. Boese: Geschichte des Vereins rur Sozialpolitik (s. Anm. 1). -
22 Hans J. Teutebcrg 
Kein Wunder, daß Guslav Schmoller als einer der geistigen Initiatoren dieser 
Vereinigung schon in seiner Eröffnungsansprache auf das Wohnungsproblem 
besonders hinwies und auf der Gründungsversammlung der weithin bekannte 
Leiter des Preußischen Statistischen Bureaus und Berliner Staatswissenschaftli-
chen Seminars Ernst Engel (1821-1896) ein Referat über die Ursachen der moder-
nen Wohnungsnot hielt29 . 
Im Anschluß an die in den sechziger Jahren erschienenen Schriften von Julius 
Faucher und Emil Sax flihrte Ernst Engel zunächst aus, daß die Wohnungsnot 
nicht nur als ein Problem der Arbeiterfrage zu sehen sei; sie habe auch höhere 
Schichten der Gesellschaft ergriffen und sei daher zu einer "allgemeinen" Woh-
nungsfrage geworden. ViCIO,. Aime Huber sei es zu danken, daß man die etwa um 
1840 auftauchende moderne industrielle Wohnungsnot zum Gegenstand von 
öffentlichen Erörterungen gemacht habe, weshalb er als der Vater der deutschen 
Wohnungsreform anzusehen sei. Die Bestrebungen des englischen Prinzgemahls 
A {hert und des französischen Kaisers Napoleon 1/1. zur Errichtung von Musterwoh-
nungen flir die "arbeitenden Klassen", die auf den Weltausstellungen 1851 in Lon-
don und 1867 in Paris vorgeführt wurden,30 sowie die Tätigkeit des Werkswoh-
nungsbau und der kleinen Baugenossenschaften nur kurz streifend sah Engel 
seine eigentliche Aufgabe zunächst darin, das Wesen der Wohnungsfrage zu cha-
rakterisieren. Auf die "Deutsche Gemeindezeitung" und ihren rührigen Redak-
teur IIcrmann ,)'/olp sich stützend faßte Engel die Problematik wie folgt zusam-
men.1l: 
Die!e,. Un!len!a/lb: Richtungskämpfe im Verein Hir Sozialpolitik, Phi!. Diss., Wiesbaden 
1967. - Marie-Louise P!essen: Die Wirksamkeit des Vereins Hir SozialpOlitik von 1872 bis 
1890, ßcrlin 1975. 
)') Ernst EnKe!: Dic moderne Wohnungsnotll, in: Zeitschrift des königlich preußischen sta-
tistischen Bureaus, Bd. 12 (\872), S. 379-402. Dann als elWeiterter Separatdruck unter dem 
Titel: Die moderne Wohnungsnoth. Signatur, Ursachen und Abhülfe, Leipzig 1873. Engel 
hatte von 1850 bis 1860 die sächsische Statistik aufgebaut und geleitet und sich in Dresden 
wie dann in ßerlin mehrfach mit Lohn- und Lebensstandardfragen quantitativ auseinander-
geselzt, u. a. auch mit Miete und Einkommen. Als Verfasser des berühmten Engelsehen 
Gesetzes hiclt man ihn verständlicherweise für sehr kompetent, sich auch diesem Fragen-
komplex wissenschaftlich zusammenfassend zu äußern. Vg!. Ders.: Der Preis der Arbeit, 2. 
Aufl., Leipzig 1872. 
)() Der aus Coburg stammende Prinz Albert, Gemahl der englischen Königin Victoria, 
hatte ein nach seinem Plan konstruiertes Arbeiterwohnhaus ftirvierFamilien aufderersten 
Weltausstellung 1851 in London aufstellen lassen, um zu demonstrieren, daß man auch bei 
geringem Kostenaufwand eine den gesundheitlichen und wirtschaftlichen Anforderungen 
entsprechende Wohnung errichten könne. Dieses Musterhaus erregte wegen der Person des 
Initiators auch in Deutschland beträchtliches Aufsehen. Auf der Pariser Weltausstellung 
1867 wurden die Wohnungsreformbestrebungen verschiedener Länder vorgestellt, die in 
einer besonderen Abteilung über Lebens-, Erziehungs- und Arbeitsverhältnisse der arbei-
tenden Klassen vereinigt wurden. Hierwurden erstmals auch international die unterschied-
lichen Zielsetzungen von Architekten, Sozialpolitikern, Ingenieuren, Ärzten und Volkswir-
ten diskutiert. Der Publizist Julius Faucher, der diese Ausstellung besuchte und beschrieb, 
feierte dies .,als Beginn eines ganz neuen Zweiges geistigerThätigkeit im Schooße der euro-
piiischen KultulWelt". Vgl. Julius Faucher: Die zehnte Gruppe auf der internationalen Aus-
stellung in Paris, in: Vierteljahrsschrift IUr Volkswirthschaft und Kulturgeschichte 5 (1867) 
S. 153-181, hes. S. 168. ' 
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Die Wohnungsnot zeigt sich zunächst quantitativ in einem fast ununterbroche-
nen Mangel an Wohnungen überhaupt, besonders aber an solchen, die den indivi-
duellen und wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechen. Sie äußert sich aber auch 
qualitativ darin, daß die Wohnungen oftmals in räumlicher, gesundheitlicher und 
psychischer Beziehung selbst den Minimalanforderungen nicht genügen. Die 
Wohnungsfrage hat aber auch einen sozialen Aspekt: Die Wohnungsinhaber kön-
nen durch die Willkür anderer aus der Behausung vertrieben werden und dadurch 
in ihrem Erwerb, wie auch in ihren familiären und nachbarlichen Beziehungen 
empfindlich behindert werden. 
Die Ungewißheit des Verbleibens in der Wohnung läßt kein großes Interesse 
an einer behaglichen Einrichtung aufkommen. Die Wohnungsinhaber sind oft der 
Willkür eines Hausherren oder der Rohheit ihrer Mitbewohner schutzlos preisge-
geben. Beim Abschluß wie bei der Aufhebung eines Mietvertrages sind die Mieter 
Übervorteilungen ausgesetzt. Die willkürliche Steigerung der Mieten von im 
Laufe der Zeit nicht besser, sondern immer schlechter werdenden Wohnungen 
zerrütten die Familie und deren Erwerbsmöglichkeiten. Da sich wegen der fortge-
setzt steigenden Mietpreise immer weniger Haushalte eine ausreichende Woh-
nung (Stube, Kammer und Küche) leisten können, werden sie zur Aufnahme 
fremder Untermieter und Schlafgänger gezwungen, was auf die sittlichen 
Zustände verheerend wirkt. Das enge Zusammendrängen von Familien und Un-
termietern in "Miethkasernen" gefahrdet nicht nur die Gesundheit, sondern auch 
das friedliche Miteinander. Die Bewohner eines solchen Massenmietshauses un-
ter der Zuchtherrschaft eines "Hailsherren"werden auf Dauer alle wahrhaft freien 
und sittlichen Beziehungen verlieren. 
Wie diese Zusammenstellung belegt, lag der Schwerpunkt dieser offensichtlich 
nur an Berlin orientierten Analyse nicht so sehr auf dem Wohnungsmangel und 
den qualitativen Mängeln einer Wohnungsausstattung, sondern auf der Abhän-
gigkeit des Mieters vom Hauseigentümer, was Engels in Anlehnung an frühere 
Hörigkeit auf dem Lande einen" Wohnungsfeudalismus" nannte. Es ging ihm mit 
anderen Worten weniger um die ökonomischen und technischen Probleme als 
vielmehr um die zwischenmenschlichen Beziehungen, die durch die rasche Urba-
nisierung unermeßlichen Schaden efleiden. Der Kern der Wohnungsfrage waren 
nicht nur die steigenden Preise für das Gut Wohnung, sondern auch die neue 
Unsicherheit der darin wohnenden Menschen. An anderer Stelle legte er noch 
näher am Beispiel eines Berliner Mietskontraktes die Rechtlosigkeit des Mieters 
dar, die auf der Illusion eines funktionsfähigen freien Konkurrenzmodells 
beruhe32. Als sich der Verein für Sozialpolitik später mit dem Wesen des liberalen 
31 Ernst Engel: Über die modeme Wohnungsnoth. In: Verhandlungen der Eisenacher Ver-
sammlung zur Besprechung der socialen Frage am 6. und 7. Oktober 1872, Leipzig 1873, 
S.165-177. Vgl. Hennann Stolp: Die Wohnungsfrage und ihre praktische Lösung, in: Berli-
ner Städtisches Jahrbuch ft.ir Volkswirthschaft und Statistik Jg. 6 (1870). 
32 Engel: Wohnungsnoth (s. Anm. 16) S. 95-102 (Kapitel "Berliner Mieths-Kontrakt als 
Beweisstück des Wohnungsfeudalismus und der Mieths-Tyrannei"). 
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Arbeitsvertrages in mehreren Sitzungen beschäftigte, kamen viele Referenten zu 
der gleichen Einsicht, daß die von der klassischen Ökonomie angenommene prin-
zipielle Gleichheit der beiden Marktparteien in Wirklichkeit auf einer Fiktion 
beruhe und der Staat daher zu einem Eingreifen in dieses Verhältnis zugunsten 
des Schwächeren berechtigt sej33. 
Neben dem" Wohnungsj'eudalismus" bildete das "Baustellenmonopol" die zweite 
groBe Ursache der allgemeinen Wohnungsnot in den Augen Engels. War die Woh-
nungsreformliteratur der ftlnfziger und sechziger Jahre, wie das Beispiel von 
Julius Faucher zeigt, noch mehr oder weniger undifferenziert von einem allgemei-
nen Monopol des städtischen Grundbesitzes ausgegangen, das dann zu hohen 
Bodenpreisen und zum Mietskasernenbau fUhre, so lenkte Engel nun den Blick 
auf die engere Preisbildung bei den Baugrundstücken. Die Baugrundstückspreise 
(und nicht die allgemeinen Bodenpreise) waren seiner Meinung nach letztlich 
entscheidend für die Miethöhe: Ihre Ursachen lagen in der Tatsache, daß es kei-
nen wirklichen Wettbewerh unter den Baustellenbesitzem gebe. Ihr mehr oder 
weniger ausgeprägtes Monopol bei den Baugrundstücken würde von ihnen zur 
Bodenspekulation ausgenutzt34. 
1~'flg('/I()rderle hier eine talkrällige Abhilfe des Staates und der Gemeinden. Er 
glaubte zwar nicht, daß Gesetze und Verordnungen direkt maßgeblich auf die 
Wohnungsnot einwirken könnten, doch würde z. B. ein rascher Ausbau derstädti-
schen Nahverkehrsmittel den ungesunden Massenmietshäusern Einhalt gebie-
ten. Ähnlich wie zuvor fluherund Knies wollte Enge/die Verkehrswege als Ansatz-
punkl ILir ein(; Ausdehnung der Städte benutzen, um das zu rasche Steigen von 
Baugrundstückspreisen abzumildern35. Eine ähnliche Überlegung fand sich auch 
in einer Eingabe des Berliner Magistrats an den preußischen Handelsminister, in 
der es unter anderem geheißen hatte: 
"Wenn nur gute Kommunikationen geschafTen werden, so werden wir bald genug sehen, mit 
welcher Begierde Berlin sich von dem Druck seiner hochgebauten Straßen entlastet, wie 
neue Bebauungszentren im Kreis um Berlin entstehen und wie intensiv und jetzt noch in 
kaum geahnter Weise - sei es zum Geschäft, sei es zum Genuß - der Berliner Einwohner 
diese Ringlinien benutzen wird"](.. 
Dcr Staat besaß nach Engel eine Möglichkeit, hier mit gutem Beispiel voranzu-
gehen: Er konnte für seine Beamten Wohnungen in eigener Regie bauen und 
\\ Vgl. Hans J. Teuleherg: Die Doktrin des ökonomischen Liberalismus und ihre Gegner 
dargestellt an der prinzipiellen Erörterung des Arbeitsvertrages im ,,verein ftirSocia1politik" 
(1872-1905). in: Helmut Coing lind WallCf Wilhe!m (Hg.): Wissenschaft und Kodifikation des 
Privatrechts im 19. Jahrhundert, Bd. 2, Frankfurt a. M. 1977, S.47-73. 
1.1 Engi'l: Wohnungsnoth (s. Anm. 16), S. 15-17 . 
.1\ Vgl. Victor Ahne Huber: Die Wohnungsfrage in England und Frankreich, in: Zeitschrift 
des Cent ra I-Vereins [ur das Wohl der arbeitenden Klassen 3 (1861), S. 123-196, besonders 
S. 155. - Kar! Knies: Uber den Wohnungsnothstand unterer Volksschichten und die Bedin-
gungen eies Micthpreiscs. in; Zeitschrift li.ir die gesammte Staatswissenschaft 15 (1859) 
S.83-107. ' 
,(, l;nge!: Wohnungsnoth (s. Anl11. 16), S. 44. 
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daftir billiges Bauland aus dem Gemeindebesitz zur Verfügung stellen. Auf diese 
Weise war das private Baustellenmonopol am leichtesten zu durchbrechen. Die 
Gewährung eines staatlichen Wohnungsgeldes, d. h. eines Zuschusses zur monat-
lichen Miete ftir Bedürftige aus Steuergeldern, führte seiner Ansicht nach nur zu 
weiteren Mietsteigerungen. Das staatliche Beispiel konnte auch ansteckend auf 
Unternehmer wirken, sich einem solchen Beispiel anzuschließen, da sie in erster 
Linie am Festhalten von guten Facharbeitskräften und nicht an einem hohen 
Mietgefüge interessiert seien, das nur die Löhne nach oben treibe. Eine von der 
Sozialdemokratie geforderte Enteignung der Baugrundstücke lehnte Engel ab. 
Bekümmert mußte Engel zugeben, daß das seit zwei Jahrzehnten ununterbrochen 
verkündete Selbsthilfeprinzip bei der Minderung der Wohnungsnot kaum zu 
durchgreifenden Erfolgen geftihrt habe37. Man müsse daher die Selbsthilfe mit 
der staatlichen Hilfe verbinden. 
Einen Kardinalfehler der bisherigen Wohnungsreform sah der preußische Sta-
tistiker vor allem im starren Festhalten am Eigentumserwerb eines gesonderten 
Hauses und Grundstücks. Ein- oder Zweifamilienhäuser in der Stadt oder ihrer 
nächsten Nähe seien für die Masse der Stadtbewohner unrealisierbare Ziele 
geworden. Im Gegensatz zu den meisten anderen Wohnungsreformern hielt 
Enge/wenig von den kleinen Baugesellschaften und Baugenossenschaften, da sich 
ihr System des allmählichen Hauserwerbs nicht bewährt habe. Die immer weiter 
um sich greifende Wohnungsnot in den Großstädten könne nur durch die Errich-
tung von billigen Mietwohnungen bekämpft werden. Da hier aber der Ursprung 
des "Wohnungsfeudalismus" liege, müßten Wege zur Ausschaltung des gewerbs-
mäßigen Hausbesitzer- und Vermieterturns gesucht werden. 
Engel schlug einen Plan des erwähnten Redakteurs Hermanll Stolp variierend 
die Gründung großer "Mieter-Aktiengesellschaften" vor, die durch Ausgabe von 
Aktien die notwendigen Mittel zum Hauserwerb bzw. zur Anzahlung des Kaufgel-
des gewinnnen soIIten38, Mieter konnte daher nur der werden, der Aktien erwarb, 
wofür nur etwas bemittelte Personen in Frage kamen. Neben diese .. Mieteraktio-
lläre" sollten "freie Aktionäre" treten, die lediglich an einer steigenden Dividende 
interessiert waren. Auf diese Weise sollten die beteiligten Personen in den genos-
37 Wörtlich sagt Engel: "Allein wie hoch die Selbsthilfe auch zu schätzen sei, so spricht 
doch die Thatsache, daß trotz jahrzehntelängerer Wirksamkeit der Selbsthülfe die Woh-
nungsnoth nicht geringere, sondern allenthalben viel intensiver geworden ist und immer 
größere Kreise umfaßt, gegen die Zulänglichkeit derselben zur Bekämpfung und Heilung 
der gefahrvollsten socialen Krankheiten unserer Zeit." Engel: Wohnungsnoth (s. Anm.16), 
S.59. 
38 Der Redakteur der "Deutschen Gemeindezeitung" Hermann Stolp hatte 1870 eine 
,,wohnungs-Aktien-Gesellschaft" in Berlin ins Leben gerufen, die für ihre Mitglieder Bau-
grundstücke und Häuser erwarb. Im Gegensatz zu den anderen kleinen Baugenossenschaf-
ten verblieb der Gesellschaft das dingliche Recht an Veräußerung, Verschuldung und Ver-
mietung. Das Einzelmitglied hatte nur das dauernde Wohnrecht gegen eine verhältnismä-
ßig geringe Nutzungsentschädigung auf Zeit. Dieser Erwerb eines zeitlichen Nutzungs-
rechts zu festen Preisen erinnert an heutige Wohnmodelle, die für Seniorenheime oder 
Zweithäuser in Ferienorten zuweilen angeboten werden. Vgl. Stolp: Wohnungsfrage (Fuß-
note 31). 
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senschaftlichen Besitz unkündbarer Wohnungen gelangen, wobei sie außerdem 
von dem steigenden Wert ihrer Aktien profitieren konnten. Das Engelsehe Kon-
zept hatte sein eigentliches Vorbild ohne Zweifel in der englischen "Benefit Buil-
ding Society", die sich nicht mit dem Bau, sondern nur mit dem Kaufvon Häusern 
beschäftigte und im Grunde die Funktion einer Bausparkasse hatte, an deren 
Gewi nn Mitglieder partizipierten39• Mit großer Wahrscheinlichkeit hat Engel auch 
die Versuche Victor Aime Hubers zur Gründung von "Mietsgenossensehaften" in 
Berlin gekannt und aus ihren Mißerfolgen lernend sie zu modifizieren versucht4o• 
Der missionarische Einsatz des christlich-konservativen Sozialreformers war ihm 
freilich fremd. Engel sah das Wohnproblem von seiner organisatorisch-finanz-
technischen Seite und in seinen Plänen kein Allheilmittel für die ganze ,,Arbeiter-
frage". 
Ohne Zweifel hatte nach Huber, Faucher und Knies Engel die ganze Wohnungs-
frage am scharfsinnigsten im ganzen Umfang erfaßt und mit seinen Hinweisen auf 
die Mängel des Mietvertrages und den" Wohnungsfeudalismus" sowie das "Baustel-
lenmonopol" ganz neue Elemente in die Debatte gebracht, die bald von anderen 
Wohnungsreformern aufgegriffen wurden. Eine Reihe anderer Punkte waren aber 
auch von ihm mangels ausreichender Datenreihen noch nicht richtig gesehen 
worden. Vor allem verstellte ihm wie anderen zuvor die einseitige Orientierung 
auf die anomalen Wohnverhältnisse in Berlin den Blick für die wahre Proportion 
des Problems. 
Wegen der ausbrechenden langanhaltenden Wirtschaftskrise und dem Über-
gang vom Freihandel zum Schutzzoll schoben sich vorübergehend andere The-
men nach vorn und hinderten die notwendige Fortführung dieser begonnenen 
Wohnungsdiskussion. Erst 1884/85 kamen, wie einleitend schon erwähnt, Vor-
schläge rur eine erneute Behandlung auf die Tagesordnung des Vereins. Auf Anre-
gung des Oberbürgermeisters von Frankfurt am Main, Johannes Miquel, wurde 
beschlossen, zunächst eine Reihe von Berichten und Gutachten aus verschiede-
nen deutschen Städten über die Wohnungszustände der ärmeren Volksklassen 
einzuholen und diese in veröffentlichter Form allen vor der Generaldebatte 
.1'1 v. Plener: Englische Baugesellschaften, 0.0., 1873. - Ruprecht: Die Wohnungen der 
arbeitenden Klassen in London, Leipzig 1884. 
411 Vgl. Victor Aime Huber: Über die innere Colonisation, BerEn 1846. - Ders.: Die Selbst-
hülfe der arbeitenden Klassen durch Wirtschaftsvereine und innere Ansiedlungen, Berlin 
1!!4!!. - Das.: Die latente Association, Nordhausen 1866. - Das.: Concordia. Beiträge zur 
Lösung der socialen Frage in zwanglosen Heften, H. 3: Die Wohnungsfrage. 2. Die Hülfe, 
Leipzig 1861. Auch Julius Faucher hatte drei Jahre vor Engels 1869 ähnliche Gedal).kengänge 
geäußert, die allerdings kaum Beachtung gefunden hatten. VgL Julius Faucher: Uber Häu-
serbau-Unternehmungen im Geist der Zeit, in: Vierteljahrsschrift rur Volkswirtschaft und 
Kulturgeschichte 7 (1869), S. 48-74. Wie die Eintragungen in den Handels- bzw. Vereinsre-
gistern zeigen, sind Ende der sechzigerund Anfang der siebziger Jahre tatsächlich eine Fülle 
kleiner 13augesellschaflen auf Aktienbasis entstanden, doch gingen sie meist infolge man-
gelnder finanzieller Möglichkeiten, falscher Konzeption oder unsolider Führung nach kur-
zer Zeit vor allem in der Gründerkrise wieder ein. VgL G. Assmann: Die Wohnungsnoth in 
Ikrlin, in: Zeitschrift rur Bauwesen 13 (1873), S. 111-136. - RolfSpörhase: Wohnungsunter-
nehmen im Wandel der Zeit, Hamburg 1947, S. 40. 
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zugänglich zu machen. Dabei sollten die bestehenden Zustände, Ursachen und 
Folgen wie auch bereits vorhandene Bestrebungen zu ihrer Verbesserung erfaßt 
werden. Zu diesem Zweck sandte der Schriftführer des Vereins an die ausgewähl-
ten Autoren einen Fragebogen, um die Ergebnisse besser zu vereinheitlichen und 
zahlenmäßig faßbarer zu machen41 . 
Diese Untersuchung verdient einen besonderen Platz in der Geschichte der 
empirischen Wirtschafts- und Sozialforschung Deutschlands, wurden doch hier 
erstmals die tatsächlichen großstädtischen Wohnungszustände in einem größeren 
Maße aufgehellt und der wissenschaftlichen Analyse damit einigermaßen ver-
läßliche Fundamente geschaffen. Wenngleich die Enquete einige methodische 
Mängel aufwies, so konnten doch erstmals die vorliegenden vagen Hypothesen 
und bisherigen praktischen Lösungsvorschläge überprüft werden42 . 
Untersucht wurden im ganzen 13 Städte, nämlich Hamburg, Berlin, Leipzig, 
Chemnitz, Freiburg i. S., Breslau, Osnabrück, Dortmund, Bochum, Elberfeld, 
Essen, Krefeld und Frankfurt a. M., wobei zusammenfassende Darstellungen 
über die Wohnungsgesetzgebung in England und Frankreich sowie eine verglei-
chende Wohnungsstatistik deutscher Großstädte als Anhang beigefügt wurden4J . 
Es handelte sich einerseits um Großstädte mit besonders großer natürlicher Bevöl-
kerungsvermehrung und enormen Nettozuwanderungsüberschüssen, zum ande-
ren um Industriestädte Nord-, Mittel- und Westdeutschlands mit relativ hohen 
Anteilen von Arbeiterbevölkerung. In der Wohnstatistik waren von dem Breslauer 
Städtestatistiker M. Neefe erstmals alle gedruckten städtischen Volkszählungen 
und die damit verbundenen Aufnahmen von Gebäuden, Grundstücken und 
Wohnungen in eine einheitliche tabellarische Übersicht gebracht worden, wobei 
die Art der benutzten Quellen, der Umfang und die Methode der lokalen Erhe-
bungen sowie die Art der vorgenommenen Aufarbeitung des statistischen Mate-
rials im einzelnen dargelegt wurden44. Damit war die erste Basis für eine verglei-
chende deutsche Wohnungsstatistik geschaffen worden, die freilich noch zeitge-
41 Die 22 Fragen des Erhebungsbogens sind wörtlich abgedruckt in: Schriften des Vereins 
fIlr Socialpolitik31, Leipzig 1886, S.VII f. 
42 Die Mängel dieser Untersuchung lagen vor allem darin, daß sich nicht alle Berichter-
statter an den wohl durchdachten Fragebogen hielten. Manche der berichtenden Kommu-
nalbeamten beschränkten sich darauf, die bereits sanierten Objekte oder geplante Projekte 
hervorzuheben, anstatt die wirklichen Zustände zu schildern. Besonders in den schnell zur 
Großstadt herangewachsenen Städten fehlte es offenbar auch an geschultem Personal, das 
ohne Lokalpatriotismus die Wohnungslage objektiv schildern konnte. Die städtische Woh-
nungsstatistik war noch recht ungleich ausgebildet. 
43 Verein fiir Socia/politik (Hg.): Die Wohnungsnoth der ärmeren Klassen in deutschen 
Großstädten und Vorschläge zu deren Abhülfe. Gutachten und Berichte, in: Schriften des 
Vereins flir Socialpolitik 30-31, Leipzig 1886. 
44 M. Neefe: Hauptergcbnisse der Wohnstatistik deutscher Großstädte, in: ebenda, 30 
(1886), S.161-J91. Zum zeitgenössischen Stand der Städte- und Wohnstatistik vgl. Hausho-
fer: Lehr- und Handbuch der Statistik, 2. Aufl. Leipzig 1882, S. 393 ff. - G. Evert: Zur Woh-
nungsstatistik Preußens, in: Zeitschrift des königlich preußischen statistischen Bureaus 42 
(1902), S.151-188. - Gustav Schmidt: Historische Wohnungsstatistik, in: Zeitschrift rur die 
gesamte Staatswissenschaft, 38 (1902), S. 168-176. 
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nössisch bedingte große Mängel enthielt. Die angeführten deutschen Großstädte 
hatten zwar in den sechziger und siebziger Jahren mit solchen Zählungen begon-
nen, doch bereitete die Vergleich barkeit der Zahlenreihen mitunter große Schwie-
rigkeiten: Gab es schon bei der Aufnahme der bebauten Flächen und Gebäude 
Abweichungen, so gingen die Angaben bei den Wohnungen noch stärker ausein-
ander. Während einige Städte die bewohnten Zimmer mit Fenstern ermittelten, 
wurden anderswo auch Küche und Nebenräume (Korridore, Vorsäle, Badezim-
mer, Keller- und Bodenräume, Waschküchen, Speisekammern etc.) dazugezählt, 
bei anderen schließlich wiederum alle Gelasse eines Gebäudes, also auch die ge-
werblich genutzten und leerstehenden Räume. Nicht selten dienten aber Neben-
räume, besonders Küchen, Keller und Böden sowie Gewerberäume auch zu 
Wohnzwecken. Aufgenommen wurden nicht wie heute die Quadratmeter an 
Wohnfläche oder Kubikmeter des umbauten Raumes, sondern die Zahl der heiz-
baren und nichtheizbaren Räume. Bei den landschaftlich stark abweichenden 
J-leizgewohnheiten mußten notwendigerweise auch hier Unklarheiten auftreten. 
Die von Ncefe festgelegte Norm, eine Wohnung mit keinem oder einem heizba-
ren Raum, in dem sechs Personen oder mehr sich aufhielten, sei als "übeljüllt" zu 
bezeichnen, ist später mit Recht von der Statistik als reichlich ungenau abgelehnt 
worden. Auch bei derGewinnung des Mietenindexes, der durch Übertragung von 
Angaben aus Steuerkatastern in die Einwohnermelderegister zustandekam, 
konnten sich unzuliissige Unvereinbarkeiten ergeben, da es z. B. noch viele billige 
Amts- und kostenlose Freiwohnungen gab und manchmal die Abgaben für Was-
ser, Beleuchtung, Müllabfuhr bzw. Gartenbenutzung undifferenziert in dem er-
hobenen Mietzins enthalten waren. Nicht weniger Schwierigkeiten bereitete den 
Wohnungsstatistikern die Gegenüberstellung der Mieten mit den Haushaltsein-
kommen, die nur punktuell und nicht vollständig zu ermitteln waren und zusam-
menfassende Untersuchungen übcr Haushaltsrechnungen noch in den ersten 
AnHingen steckten. Das hier 1886 zusammengestellte Zahlenwerk ist, wie nach-
trägliche Berechnungen anhand des Urmaterials ergeben haben, mit zahlreichen 
schwerwiegenden Mängeln behaftet und kann so für heutige Analysen nicht mehr 
verwandt werden. Dennoch ist dieser erste Versuch zu einer Qualifizierung als ein 
Markstein in der deutschen Wohnungsreform zu betrachten, gab er der Wissen-
schaft und Verwaltung erstmals wenigstens grobe Überblicke über die tatsächli-
chen Verhältnisse in den Städten. 
Wichtiger als die Zahlenreihen waren darum die zum Teil außerordentlich an-
schaulichen Berichte über die Wohnungssituation in verschiedenen Städten, 
wobei der Übergang zur Urbanisierung und Industrialisierung seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts und die dabei aufgetretenen typischen Veränderungen detailliert 
dargestellt wurden. Man stützte sich dabei auf die Verwaltungs berichte der Magi-
strate, die speziellen Publikationen der Medizinal- und Baubehörden, der staatli-
chen Gewerbeinspektion und Armenkommissionen, aber auch auf die zeitgenös-
sische monographische Literatur, Abbildungen und sogar eigene Erfahrungen. Da 
die Verl~lsser meist Juristen, Baufachleute oder Mediziner waren, hatten die 
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Berichte einen überaus sachlichen Stil. Ohne die Mängel zu verkleinern, betonten 
einige Autoren, es könne nicht ihre Aufgabe sein, "Sensationsbilder vonjämmer-
lichen Wohnungszuständen zu zeichnen, wie sie jetzt die Tagespresse mit Vorlie-
be bringen"45. Auch der Herausgeber aller dieser Berichte und Gutachten, Johan-
nes Mique/, hatte sich in seiner kurzen Einleitung gegen die offenbar weit verbrei-
tete Ansicht gewandt, die mangelhafte Beschaffenheit von Wohnungen sei eine 
moderne Erscheinung; ganz im Gegenteil müsse man sagen, daß die Masse der 
Bevölkerung im Laufe der letzten 30 Jahre ihre Situation, besonders auch hin-
sichtlich des Wohnens, stark verbessert habe46• 
In der Generalversammlung des "Vereins für Soda/politik" am 24. September 
1886 wurden diese hier ausgebreiteten Mißstände im Wohnungswesen sowie ihre 
Ursachen und möglichen Lösungsmöglichkeiten ausflihrlieh diskutiert47 . Ober-
bürgermeister Miquel, der unter den Anwesenden als brillanter Redner wie auch 
als Mann der kommunalen Praxis ungeteilte höchste Anerkennung genoß48, hatte 
in der Einleitung zu den beiden Materialienbänden bereits hervorgehoben, daß es 
unmöglich sei, das gesamte Gebiet der weit verzweigten Wohnungsfrage mit 
einem Mal vollständig aufzuhellen. Die Kräfte des Vereins hätten nur ausgereicht, 
die Grundlagen der in- und ausländischen Wohnungsgesetzgebung herbeizu-
schaffen sowie einige besonders typische Städte näher vorzustellen. Die Haupt-
aufgabe habe man darin erblickt, die allgemeine Aufmerksamkeit der Volkswirte 
und Verwaltungsbeamten, aber auch der gesamten öffentlichen Meinung in 
45 Verein für Socia/politik (Hg.): Wohnungsnoth 30 (1886), S.64 (Stadtrat Flesch über 
Frankfurt a. M.). 
46 Miquel wies daraufhin, daß namentlich in den älteren Städten, die durch Festungs-
mauern in der Ausdehnung eingeengt waren, schlechte Luft, enge Straßen und mangelhafte 
Be- und Entwässerung die Regel waren und die WohnverhäItnisse daher teilweise noch 
schlechter als in modernen Industriestädten gewesen seien. Dieses vorindustrielle Woh-
nungselend sei seiner Kenntnis nach bei einigen Städten ausdrücklich bezeugt, z. B. habe 
man in Leipzig schon im 18. Jahrhundert über Übervölkerung und Wohnungsnot geklagt. 
Erst nach dem Erlaß von Bauordnungen seien diese Zustände angegangen worden, wobei 
aber nur Feuersgefahr, Standsicherheit und das Nachbarschaftsverhältnis berücksichtigt 
wurden. Die sanitären Probleme wurden anfangs noch gar nicht beachtet. 
41 Verein für Socia/politik (Hg.): Verhandlungen der am 24. und 25. September 1886 in 
Frankfurt a. M. abgehaltenen Generalversammlung des Vereins für Socialpolitik über die 
WohnungsverhäItnisse der ärmeren Klassen in deutschen Großstädten und über innere 
Kolonisation mit Rücksicht auf die Erhaltung und Vermehrung des mittleren und kleineren 
ländlichen Grundbesitzes. Auf Grund der stenographischen Niederschrift hrsg. vom Stän-
digen Ausschuß, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik33, Leipzig 1887. 
48 Zur hohen Wertschätzung des Stadtoberhaupts von Frankfurt a. M. Johannes Miquel 
vgl. den Nekrolog Gustav SchmoUers auf einer Münchener Generalversammlung des Ver-
eins rur Socialpolitik, 1901, wiederabgedruckt in: Gustav Schmoller: Charakterbilder, Mün-
chen-Leipzig 1913, S. 91 ff. Unter anderem wies Schmoller daraufhin, daß Miquel, in dem 
sich französisches und deutsches Blut mischten und der in seiner Jugend ein begeisterter 
Anhänger von Karl Marx gewesen war und zu den Mitbegründern des Vereins rur Socialpo-
litik gehörte, auch später als preußischer Finanzminister stets das soziale Gewissen der 
Regierung gebildet habe. In den Staatsratssitzungen trat er rur neue Lösungen der Arbeiter-
frage ein und brachte betont sozialpolitische Elemente in seine große Steuerreform ein. 
Wiederholt versicherte er Schmoller, damals Rektor der Berliner Universität, daß er im Her-
zen zu den "Katheder-Sozialisten" gehöre, auch wenn er nach außen keinen Gebrauch 
davon machen könne. 
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Deutschland auf das Wohnungsproblem zu lenken und eine Diskussion über die 
zu ergreifenden gesetzlichen Maßnahmen anzuregen. In einem glänzend durch-
dachten längeren Grundsatzreferat faßte Miquel nicht nur die eingegangenen 
Befunde zusammen, sondern legte auch die Maßnahmen einer umgreifenden 
künftigen Wohnungsreform auf den verschiedenen Gebieten dar, die in einem zu 
verabschiedenden "Reichswohnungsgesetz" gipfeln sollten. In der sechsstündigen 
Debatte, die von drei Schriftftihrern stenographisch festgehalten wurde und an 
der sich unter anderem Gustav Schmoller, ElWin Nasse, Gustav Schön berg und Kar! 
flesch beteiligten, schälten sich folgende mehrheitlich vertretene Ansichten dazu 
heraus: 
Die Existenz einer ständigen, mehr oder weniger großen Wohnungsnot bei den 
einkommensschwächeren großstädtischen Bevölkerungsschichten, hervorgeru-
fen durch den Mangel an Kleinwohnungen und relativ hohe Mietpreise sowie den 
dadurch bedingten Rückgriff auf schlechtere Wohnungen und die davon ver-
ursachten Überftillungen und unhygienischen Zustände, wurde von keinem der 
Anwesenden bestritten und überwiegend als ein Versagen der bisherigen privaten 
Wohnungswirtschaft wie staatlichen Sozialpolitik hingestellt. Die Wohnungsfrage 
erschien als "J.:ri~fJte Schattenseite der modernen Zeit" und Kern der Sozialen Frage. 
Die entscheidende Ursache erblickte man in der Tatsache, daß der Bau von 
nellcn Wohnungen nicht der Nachfrage vorauseile, sondern erst durch einen 
bereits eingetretenen Mangel bewirkt werde, der die Mietpreise nach oben treibe. 
Eine solche relativ gleichartige Wohnungsnot war überall in den Großstädten zu 
bcobachten, in denen die Bevölkerungszahl sich schneller als die vorhandenen 
bewohnten Grundstücke vermehrte. Die steigenden Grundstückspreise in den 
Ballungsräumen ließen dort die Bebauungsdichte in Form höherer Geschoßzah-
len und Hinterhauswohnungen bzw. die Belegungsdichte und Zahl der Untermie-
ter in die Höhe schnellen. 
Konsens bestand ferner darin, daß ein weiterer Kern der Wohnungsfrage in der 
schlechten Wohnqualität zu suchen sei, d. h. in zu niedrigen, schlecht belüfteten 
und feuchtkalten Räumen, in dem Mangel an Aborten, Wasseranschlüssen und zu 
geringen I-Iofräumen, an ausreichender Heizung und Beleuchtung, aber ebenso 
sehr in der fehlenden Reinlichkeit und Ordnungsliebe der Bewohner, die häufig an 
überholten ländlichen Lebensweisen noch festhielten. 
Als oberstes Ziel aller Reformmaßnahmen wurde die Belebung der Bautätig-
keit bc'zeichnet, insbesonders die staatlich-kommunale Förderung gemeinnützi-
ger l3augesellschaften und Baugenossenschaften. Diese allein seien in der Lage, 
elen weniger kapitalrentierlichen Kleinwohnungsbau zu stimulieren49 . Den priva-
,I') Schmoller plädierte als einziger für die Einrichtung "humanitär geleiteter Aktiengesell-
schaften" zum Bau von Kleinwohnungen nach dem Vorbild der englischen "Benefit BuiId-
ing Societies", wobei Damen der besseren Gesellschaft (Ladies patronesses) die Mieten 
erheben und ehemalige verläßliche Unteroffiziere die Häuser verwalten sollten. um die ver-
giftete Atmosphäre zwischen kleinen überschuldeten Bauspekulanten und den von ihnen 
ausgeheuteten Mietern zu verbessern. Er mußte sich aher fast übereinstimmend von den 
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ten Unternehmern wurde ein gewisses Lob zuteil, weil sie beim Bau billiger und 
qualitativ gut ausgestatteter Arbeiterwohnungen, die das investierte Kapital nur 
mäßig verzinsten, mit gutem Beispiel vorangeschritten seien, doch andererseits 
auch kritisiert, weil sie gerade in den großstädtischen Ballungsräumen hier noch so 
gut wie nichts getan hätten. 
Das Reich, die Bundesstaaten und Gemeinden wurden aufgefordert, durch den 
Bau von billigen Dienstwohnungen ftir ihre Beschäftigten den Ausbau der städti-
schen Nahverkehrsmittel (die ein Wohnen an der Stadtperipherie erleichterten) 
sowie durch Straßenbau und Kanalisation die Wohnungsftirsorge zu verstärken. 
Einhellige Kritik fand das geltende Steuersystem, weil es die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus behindere. So wurde darauf hingewiesen, daß die Stra-
ßen- und Kanalisationsbeiträge der Anlieger in den Ortsstatuten preußischer 
Städte seit 1875 nach der Frontlänge der Gebäude und nicht nach der Grund-
stücksfläche oder dem umbauten Raum erhoben wurden, wodurch der gedrängte 
Massenmietsbau ungewollt befördert worden sei. Die kleinen, niedrigen Wohnge-
bäude oder Hinterhofbebauung seien daher steuerlich viel schlechter gestellt. 
Auch die schematische Festlegung der Straßenbreiten (die sich auf die Geschoß-
zahl auswirkte) und die rechtliche Behandlung der Stadterweiterungen bzw. 
Erschließung von neuen Baugebieten empfand man als stark revisionsbedürftig. 
Eine generelle Entlastung des Haus- und Grundbesitzes bei der Gebäude-
steuer und den Kommunalabgaben, wie sie ein Vorstandsmitglied des Zentralver-
bandes der Haus- und Grundbesitzervereine vorbrachte, fand keine Zustimmung, 
besonders nicht bei Geheimrat Thiel, dem Vertreter des Reichsamtes des Innem. 
Man hegte Zweifel, daß eine solche Steuersenkung die behauptete Miethöhenre-
duktion herbeiftihren würde. 
Darüber hinaus wurden gesetzliche und administrative Maßnahmen gefordert, 
um Mindestanforderungen an Wohngebäude und Wohnungen in hygienisch-sitt-
licher Hinsicht, Vorschriften über die Benutzung von Wohnungen festzulegen. 
Eine wesentliche Maßnahme erblickte man schließlich auch in einer durchgrei-
fenden Änderung des bestehenden Mietrechts, das nach Ansicht des Vereins dem 
Mieter zu wenig Schutz bot. Auf die englische Wohnungsreformerin Octavia Hili 
sich berufend wurde eine Änderung der Mietzahlungsweise von postnumerando 
zu praenumerando verlangt, um das leidige Problem der Mietschulden und Pfän-
dungen herabzumildern5o• 
In einem später viel zitierten "Mahnruf in der Wohnungsfrage" machte 1887 
Gustav Schmoller das Anliegen des "Vereins für Socialpolitik" einer größeren 
Öffentlichkeit noch einmal schlagwortartig ohne wissenschaftliches Beiwerk deut-
übrigen Diskussionsrednern sagen lassen, daß solche unrealistischen Konstruktionen kaum 
Kapitalgeber finden und die Mieten nicht senken würden. 
50 Vgl. Octavia Hili: Aus der Londoner Armenpflege (Houses of the London Poor) Wies-
baden 1878. - Zum Problem des Mietvertrages äußerte sich besonders ausführlich der 
Frankfurter Stadtrat Karl FIeseh, der von Haus aus Jurist war. 
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Iich: Historisch geschickt ausholend stellte er die allmähliche komplizierte Ent-
wicklung der häuslichen Einrichtung zusammen mit der Heranbildung der Fami-
lie als ein Gradmesser aller Kulturentwicklung hin und malte aus Berichten der 
Berliner Stadtrnission zitierend mit kräftigen Strichen ein Bild der gegenwärtigen 
Wohnungsnot in Berlin. Es kam ihm hier weniger auf eine differenzierte wissen-
schal'tliche Analyse als vielmehr auf "sozialpolitische Agitation" an, die er als 
Zweck des Vereins bezeichnet hatte. Man wollte ein Stoßtrupp für die Sozialre-
form sein und darauf hinweisen, was im Hinterhaus der wilhelminischen Gesell-
schaft vor sich ging. Zum Schluß hieß es bei ihm bezeichnenderweise51 : 
"Die besitzenden Klassen müssen aus ihrem Schlummer aufgerüttelt werden, sie müssen 
endlich einsehen, daß selbst wenn sie große Opfer bringen, dies nur, wie es Chamberlain 
unlängst in London nannte, eine mäßige, bescheidene Versicherungssumme ist, mit der sie 
sich schützen gegen die Epidemien und gegen die sozialen Revolutionen, die kommen müs-
sen, wenn wir nicht aufhören, die unteren Klassen in unseren Großstädten durch ihre Woh-
nungsverhiiltnisse zu Barbaren, zu thierischem Dasein herabzudrücken." 
In einer vorbereitenden Ausschußsitzung des "Vereins für Socialpolitik" im 
Frühjahr 1899 hatte der damals in Freiburg wirkende, erst 34 Jahre alte National-
ökonom earl ]ohannes Fuchs den Antrag auf eine erneute Befassung mit der Woh-
nungsfrage gestellt, was trotz der vielen anderen aktuellen wirtschafts- und sozial-
politischen Themen auf Zustimmung stieß52. Zur Vorbereitung der Gutachten 
und Berichte sowie der Referate für die Generalversammlung wurden ihm die 
erlilhrel1en Kollegen Heinrich Albrecht (Berlin) und WernerSombart (Breslau) zur 
Seite gestellt. 
Die Kommission setzte sich generell zum Ziel, die in den letzten Jahrzehnten 
erreichten privaten und gesetzlichen Fortschritte zur Verbesserung des städti-
schen Wohnungswesens in Deutschland und Österreich, aber auch in den wichtig-
sten anderen Kulturnationen zu dokumentieren sowie die 1886 begonnene 
deutsche Wohnungsstatistik fortzuschreiben. Dazu wurde ein ausführlich geglie-
dertes Programm an die zu gewinnenden Referenten versandt. Es sollten diesmal 
nicht wie bei der ersten Enquete 1886 die Vertreter einzelner Städte berichten, 
sondern sich Experten insgesamt zu bestimmten Aspekten der Wohnungsfrage 
äußern, wofür den Usancen des Vereins folgend nicht nur Universitätsprofesso-
ren, sondern auch anerkannte Vertreter der Wirtschafts- und Verwaltungspraxis 
1I GU.I'/av Schmoller: Ein Mahnruf in der Wohnungsfrage, in: Jahrbuch ftir Gesetzgebung, 
Verwaltung und Volkswirtschaft, 11, (1887), S.448. 
\2 Der aus Nürnberg stammende Schmoller-Schüler Fuchs war schon mit 26 Jahren zum 
Professor an der Universität Straßburg ernannt worden, ehe er 1891 an die Universität Frei-
burg i. Hr. und 1908 dann nach Tübingen berufen wurde. Er hatte sich mit einer Untersu-
chung üher den "Untergang des Bauernstandes und das Aufkommen der Gutsherrschaf-
ten" (1888), die auf Anregung von Georg Friedrich Knapp entstanden war, durch seine 
Werke "Die Handelspolitik Englands und seiner Kolonien in den letzten Jahrzehnten" 
(IRQ3), "Die Epochen der deutschen Agrargeschichte" (1898) sowie seine "volkswirtschafts-
lehre" (1901) einen Namen als Angehöriger der jüngeren Gelehrtengeneration gemacht. 
Durch die Beauftragung mit der Vorbereitung dieser Tagung wurde er bald zu einem der 
bekanntesten Experten der Wohnungswirtschaft in Deutschland, so daß ihm zahlreiche 
Ilandhuchartikel spiiter anvertraut wurden. 
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ausgewähit wurden. Auch hoffte man, die Wohnungsfrage insgesamt und nicht 
nur Probleme der unteren Einkommensschichten zu erfassen. 
Die Kommission war ferner der Ansicht, der Schwerpunkt sollte jetzt nicht 
mehr bei der Beschreibung von Wohnungszuständen, sondern bei den woh-
nungspolitischen Fragen liegen. Die einzufordernden Untersuchungen hatten vor 
allem zwei Themenkomplexe einheitlich zu behandeln: 
1. Welche staatlichen Maßnahmen können zur Verbesserung der gesamten Woh-
nungsverhältnisse dienen? 
2. Welche Maßnahmen können den Bau gesunder und billiger Kleinwohnungen 
fördern? 
Die Herausgabe der Bände war mit außerordentlichen Schwierigkeiten verbun-
den, weil einige der Referenten eine Absage erteilten und nahezu alle Beträge un-
gleichmäßig und verspätet eintrafen, so daß zuerst eingesandte Berichte noch ein-
mal ergänzt werden mußten, was den Druck erheblich behinderte53• Der Energie 
von Fuchs und der Mithilfe des österreichischen Ökonomen Eugen von Philippo-
vieh (Wien) war es zu danken, daß dennoch rechtzeitig vier Materialienbände mit 
zusammen fast 1400 Seiten vor der Generalversammlung in München im Septem-
ber 1901 publiziert werden konnten54• Der Verein ftir Socialpolitik hatte damit eine 
Art Handbuch zur Wohnungsfrage im internationalen Maßstab geschaffen, ftif 
das es auch im Ausland noch keine Parallele gab. 
Bei den Untersuchungen ging es zunächst um Analysen der städtischen Grund-
rente und der Bodenbesitzverhältnisse, der Baukosten und der Wohnungsstati-
stik. Der Hauptteil beschäftigte sich dann wie vorgesehen mit den gesetzlichen 
und baupolizeilichen Maßregeln zur Verbesserung der großstädtischen Woh-
nungsverhältnisse, insbesondere mit der vorhandenen behördlichen Woh-
nungsinspektion und Sanierung ungesunder Wohngebiete, den Stadterweite-
rungsplänen und ihrer tatsächlichen Durchftihrung, den Bauordnungen und dem 
Mietrecht, zuletzt auch mit dem Einfluß der Baukosten auf die Miethöhe. Zum 
Vergleich wurden die Probleme der Wohnungsfrage und ihre Bekämpfung in 
Österreich (besonders ausftihrlich), der Schweiz, England, Belgien und 
Frankreich, aber auch in den USA und Rußland sowie in den skandinavischen 
Staaten geschildert. Ein ebenfalls vorgesehener Bericht über Italien mußte man-
gels eines geeigneten Bearbeiters entfallen, was aber als keine Lücke empfunden 
wurde, da dort die Wohnungspolitik noch so gut wie gar nicht entwickelt sei. 
In der nachfolgenden Generalversammlung des Vereins in München am 
23. September 1901 unter dem Vorsitz des dort ansässigen LehrstuhlinhabersLujo 
Brentano behandelte Carl Johannes Fuchs einleitend die Wohnungsfrage von allen 
53 So blieb das zugesagte Referat von Werner Sombart aus, und anstelle des erkrank-
ten Städtestatistikers M. Neefe (Breslau) trat der später als sozialdemokratischer Kommu-
nalpolitiker bekannt gewordene Hugo Lindemann (Pseudonym C. Hugo) aus Degerloch 
bei Stuttgart, der dem Verein eine fertige Wohnungsstatistik anbot. 
54 Verein für SOcia/politik (Hg.): Neue Untersuchungen über die Wohnungsfrage in 
Deutschland und im Ausland, in: Schriften des Vereins flir Socialpolitik 94-97, Leipzig 1901. 
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Seiten, während seine beiden Korreferenten Eugen von Philippovich mehr die 
theoretische und der Düsseldorfer LandesratMax Brandts, der fürAdolph Wagner 
eingesprungen war, vor allem die mehr praktischen Seiten des Problems beleuch-
teten 55. 
Fuchs stellte zunächst fest, daß man im Gegensatz zu 1886 eine Wohnungsnot 
nicht erst beweisen müsse, sondern daß deren Existenz mit Ausnahme der Haus-
und Grundbesitzervereine von niemand mehr bestritten werde. Zugleich müsse 
man aber bekümmert erkennen, daß man in Deutschland noch nicht sehr viel wei-
ter gekommen sei. Die meisten Vorschläge für eine Reform seien Papier geblie-
ben. Wie die aufgeführten internationalen Übersichten belegten, gab es Länder 
wie Rußland, Frankreich und Österreich-Ungarn, in denen die Wohnungsfrage 
noch so gut wie gar nicht angepackt worden sei, und solche, die hier eine kräftige 
Aktivität entfaltet hatten, wie England, die USA, Belgien und die Schweiz. Das 
Deutsche Reich gehöre ebenso wie Skandinavien zujenen Ländern, die hier in der 
Miue stünden. 
Der Freiburger Ökonom unterschied ferner eine "allgemeine" Wohnungsfrage, 
bei der die Mieten infolge der steigenden städtischen Bodenwerte schneller wach-
sen wie die Einkommen und die sozialen Unterschichten nach demSchwabesehen 
(iesetz mehr als die oberen Einkommensklassen berührt würden, von einer 
"besonderen" Wohnungsfrage, die den Mangel an Kleinwohnungen und deren 
qualitative Mangelhaftigkeit betreffe. Während die allgemeine Wohnungsfrage 
eine rein städtische Angelegenheit sei, erstrecke sich die besondere Wohnungs-
frage auch aufdie ländlichen "arbeitenden Klassen". Deutschland werde vor allem 
aber von dem zuerst genannten generellen Wohnungsproblem betroffen; die 
Arbeiterwohnungsfrage sei ein, wenn auch ein wichtiger, Bestandteil davon. 
Wenngleich Fuchs alle wohnungspolitischen Elemente noch einmal sorgfältig 
in ihrer bisherigen Wirksamkeit beleuchtete und in dieser Weise von seinem 
Nachredner Brandts aus der kommunalpolitischen Praxis eine ergänzende Unter-
stützung erfuhr, so legte er doch den Schwerpunkt deutlich auf die mehr theoreti-
schen Erörterungen über die Rolle der städtischen Grundrenten. Wahrscheinlich 
beeindruckt durch die damals schon weitschichtig gewordene Literatur der 
130denreformer unter FührungAdolph Damaschkes wurde die "künstliche" Boden-
spekulation zum großen Teil für den Mangel an Kleinwohnungen, das Steigen der 
Mietpreise und den Mietskasernenbau verantwortlich gemacht. Zwar könne man 
das hohe Etagenhaus im Stadtinneren nicht entbehren, und Privateigentum sowie 
Bodenspekulation seien nicht allein an der Wohnungsfrage schuld, doch müsse 
man den Hauptschlüssel der Wohnungsmisere doch darin suchen, daß beim Mas-
senmietbau den Grundbesitzern die Möglichkeit eröffnet werde, ihre Verschul-
dung auf die Mieter in Form von hohen Mieten abzuwälzen. Im Gegensatz zum 
Lande wachse mit steigender Verschuldung dann der Bodenwert. Das Deutsche 
<; Verhandlungen des Vereins für Socialpolitik über die Wohnungsfrage und Handelspoli-
tik, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik 98, Leipzig 1902, S.I-U8. 
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Reich wurde, auf Rudolph Eberstadts Forschungen sich berufend, als das Land mit 
dem höchsten Realkredit bzw. der fortgeschrittensten Kapitalisierung von Grund 
und Boden bezeichnet. 
Korreferent Eugen von Philippovich nahm, vor allem an Berechnungen der Wie-
ner Sparkasse sich orientierend, anschließend genau die entgegengesetzte Posi-
tion ein. Der Gedanke, daß dem Privateigentum an Grund und Boden in den Städ-
ten eine Monopolstellung zukomme und dies die eigentliche Ursache aller Woh-
nungsteuerung sei, wie dies auch so bedeutende Experten wieAdolph Wagner und 
Franz Adickes vertreten hatten, wurden von ihm rundweg verworfen 56. Dagegen 
wurde die These gestellt, daß nicht der Bodenwert den Mietzins bestimme, son-
dern gerade umgekehrt der Mietwert den Bodenwert. Der Boden erhalte nämlich 
seinen Wert durch die Art der Verbauung, was als ein Akt der Kapitalverwertung 
anzusehen sei. Der Bauunternehmer bzw. Kapitalgeber würde von dem zu zah-
lenden Baustellenpreis wie auch dem zu erwartenden Mieten- bzw. Hausverkaufs-
gewinn in seinen Renditeerwartungen determiniert. Die Mieten würden aber 
durch die gegebenen Einkommensverhältnisse wie durch Lebensgewohnheiten 
bestimmt. Die durch gegebene Umstände erzwungene Bereitschaft von Mietern, 
hohe Mieten eventuell zu zahlen, bilde erst die Grundlage flir eine Bodenspekula-
tion, so daß man sagen könne, der Bodenpreis sei eine Funktion der Mieten und 
nicht umgekehrt. Es komme auch nicht auf eine Untersuchung an, wie sich über-
haupt Grundrenten bildeten, sondern welche Veränderungen an einern historisch 
bereits gebildeten Bodenwert von einern bestimmten Zeitpunkt an vor sich gin-
gen. Wenn alles Land, wie z. B. in städtischen Cities, bereits verbaut sei und hier 
die größte Wertsteigerung stattfinde, so könne die Ursache nicht auf die Bodenbe-
sitzer, sondern nur auf die Mieter zurückgeflihrt werden, die im Wettbewerb um 
einen günstigen Platz im Stadtzentrum die Mieten nach oben steigerten. 
Philippovich sah die Rolle der Bodenspekulation darin, daß sie nicht den Boden-
preis nach oben trieb, sondern einen tatsächlich schon vorhandenen Boden-
wert antizipierte. Die Quelle alles steigenden Bodenwerts lag aber im Zentrum 
der Stadt, die sich dann auch auf die billigen Außenböden an der Peripherie aus-
wirkte. 
Der Redner meinte ferner, daß die Bereitstellung von billigen Böden allein 
nicht genüge, es müsse auch entsprechend billig gebaut werden. Die Baukosten 
seien allein aber auf die Raumeinheit berechnet in den letzten 15 Jahren um 
38 v. H. gestiegen und müßten sich entsprechend auf die Miethöhe ausgewirkt 
haben. Bei den fortgesetzten steigenden Baukosten würden natürlich die Altbau-
besitzer einen unverdienten Gewinn einstreichen, da sie zu diesem Bodenwertzu-
56 Franz Adickes: Art. "Zusammenlegung städtischer Grundstücke und Zonenenteig-
nung", in: Handwörterbuch der Staatswissenschaften 3. Aufl., Bd. 8, Jena 1911. - Adolph 
Wagner: Art. "Grundbesitz (Bodenrechtsordnung)", in: Handwörterbuch der Staatswissen-
schaften, 3. Aufl., Bd. 5, Jena 1910. - Ders.: Die Abschaffung des privaten Grundeigentums, 
Leipzig 1870. - Ders.: Wohnungsnoth und städtische Bodenfragen, Berlin 1901 (= Sociale 
Streitfragen H.11). 
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wachs nichts beitragen können. Auf der anderen Seite entstehe in den neu errich-
teten Häusern ihnen aber eine gefahrliehe Konkurrenz, da sie selbst bei weniger 
Komfort den Mietzins nicht in gleicher Höhe steigern könnten. 
Der österreichische Gelehrte schloß seine Betrachtungen mit dem Hinweis, daß 
Bodcnwertsteigerungen an der Peripherie auf die Dauer den Neubau nicht 
behindern würden und eine Herabsetzung des dortigen Bodenwerts durch den 
Gesetzgeber keine wesentliche Erleichterung bringen würde, da er das Anwach-
sen der Bodenwerte im Stadtzentrum nicht hindern könne. Das Ansteigen der 
Mieten im Zentrum, was vor allem mit der dortigen Zusammenballung der 
Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe zusammenhänge, wie auch der dortigen 
Bodenwerte sei nicht aufzuhalten. 
In der nachfolgenden Debatte prallten in der theoretischen Begründung 
der Wohnungsmarksteuerung und des Wohnungsmangels die konkurrierenden 
Ansichten der damaligen Nationalökonomie so scharf wie nie zuvor aufeinander: 
Einerseits die mehr sozialpolitisch engagierte Richtung, allgemein vertreten durch 
GIIslav Schmoller. Adolph WaRner und Lz{jo Brenlano und in der Diskussion vor 
allem durch Rlldolph Ebersladt. earl Joharmes FIiChs, Kar! von Mangoldl und Max 
l/ir.l'ch, andererseits das mehr marktwirtschaftlich orientierte Lager, repräsentiert 
vor allem durch 1~'u1ietl von Philippovich und Andrcas Voigt als anwesenden 
Ilauptcxponenten, dann aber auch später durch Arlof/ Weber, Ludwig Pohle und 
GU.I'Iav Seiht <;7. 
\/ Nicht all!; der aufgezählten Ökonomen nahmen an dieser Sitzung des Vereins für 
Socialpolitik teil, doch lassen ihre etwa in diesem Zeitraum veröffentlichten Monographien 
eindeutig solche Zuordnung erkennen. Vgl. zusätzlich zu den bereits früher genannten 
Schriften von Schmoller und Wagner ferner L1!jo Brenta//o: Wohnungs-Zustände und Woh-
nungs-Ref(lrm, München 1904. - Das.: die Arbeiterwohnungsfragen in den Städten mit 
besonderer Berücksichtigung Münchens, München 1909. - Rudo/f Eberstadt: Berliner 
Communalreform, in: Preußische Jahrbücher Jg. 1892. - Ders.: Städtische Bodenfragen, 
Berlin 1894. - Ders.: Rheinische Wohnverhältnisse in ihrer Bedeutung für das Wohnungs-
wesen in Deutschland, Jena 1903. - Ders.: Die Spekulation im neuzeitlichen Städtebau, 
Jena 1907. - Ders.: Neuc Studien über Städtebau und Wohnungswesen, Jena 1912. - Ders.: 
Zur Preisbildung der Bodcnwerte, in: Bericht über den VI. Internationalen Wohnungskon-
gress in Düsseldorf vom 15.-16. Juni 1902 Berlin 1902, S. 70-92. - Carl Johannes Fuchs: Die 
Abhiin,gigkeit der Wohnungsmieten von Bodenpreis und Baukosten, in: Ebd., S. 603-625.-
Ders.: Uber städtische Bodenrente und Bodenspekulation, in: Archiv für Sozialwissenschaft 
und Sozialpolitik 22/23 (1906), S. 631-663 und S. 712-747. Wiederabgedruckt in: Ders.: Zur 
Wohnungsfrage. Vorträge und Aufsätze, Leipzig 1904. - Ders.: Die Spekulation im moder-
nen Stiidtebau, in: Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft 31 (1907), 
S. 1339-\367. - Alldreas Voigl: Die Bodenbesitzverhältnisse, das Bau- und Wohnungswesen 
in Ikrlin und seincn Vororten, in: Schriften dcs Vereins rur Socialpolitik 94, Leipzig 1901, 
S. 149-260. - [)ers.: Der Einnuß der Baukosten auf die Mietpreise, in: Ebenda 95, Leipzig 
1901, S. 397 Ir - Def:\'. lind Fall! Geldner: Kleinhaus und Mietskaserne. Eine Untersuchung 
der Intcnsitiit der Bcbauung vom wirtschaftlichen und hygienischen Standpunkte, Berlin 
1905. - Das.: Der Streit UIll Kleinhaus und Mietskaserne, Dresdcn 1907. - Eugen von Philip-
1)/Jl'ich: Correferat, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik 98, Leipzig 1902, S. 43-56. -
Pali! Schwarz: Die Entwicklung der städtischen Grundrente in Wien, in: Ebenda, Bd.94 
(190 I), S. 93-148. - Adoll Weber: ßodenrente und Bodenspekulation in der modernen Stadt, 
Leipzig 1904. - Der.\'.: Der gegel1wiirtige Stand der Boden- und Wohnungsfrage. in: Zeit-
schrift Ilir PolitiU (1910) S. 384-396. - Ders.: Beiträge zur Frage der Bodenspekulation 
und ihrer Gewinne, in: Jahrbuch Iür Gesetzgebung, Verwaltung und VolkSWirtschaft, 31 
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Die zuerst genannten Vertreter der sozialethischen Richtung fühlten sich 
durchweg als prinzipielle Gegner der Mietskaserne, die gleichsam als böse Verkör-
perung der ganzen Wohnungsfrage angesehen wurde. Zu ihrem schärfsten litera-
rischen Widersacher hatte sich der aus einer angesehenen jüdischen Familie in 
Frankfurt a. M. stammende und dann bei GustavSchmoller in Berlin habilitierende 
junge Privatdozent Rudo/ph Eberstadt entwickelt. Hatten bis zum Beginn der 
neunziger Jahre Gegner wie Befürworter des Massenmiethausbaus noch das 
Axiom akzeptiert, die naturgemäß wachsenden städtischen Bodenpreise wie auch 
die knapper werdenden Bauplätze würden auf die Dauer eine zunehmende Bau-
verdichtung in Form der höher werdenden Etagenhäuser erzwingen, weshalb am 
System des künftigen Städtebaues letztlich nicht viel zu ändern sei, so stellte Eber-
stadt in einer 1892 in den "Preußischen Jahrbüchern" zuerst vorgetragenen und 
dann in seinem Sammelband "Städtische Bodenjragen" 1894 aufgenommenen 
Abhandlung eine Reihe überraschender Gegenthesen auf: 
1. Ein Grundübel der Wohnungsfrage sind der zu starre Schematismus der 
Bebauungspläne und die fehlenden und ungenügenden Bauordnungen. Sie hat-
ten in Berlin an manchen Stellen viel zu breite Straßen und zu große wie auch zu 
tiefe Baublöcke erzeugt. 
2. Diese führten notwendigerweise zur Errichtung der Mietskaserne. 
3. Jene wiederum waren die Mutter der Bodenspekulation, welche ihrerseits 
die Bodenpreise nach oben trieb. 
4. Diese erzeugten schließlich hohe Mietsteigerungen, woraus eine spezifische 
Form der Wohnungsnot für die ärmeren Volksschichten resultierte 58. 
Die Mietskaserne war nach Eberstadt kein Produkt einer historisch notwendi-
gen Entwicklung, da man in einigen ausländischen Großstädten vergleichbar mit 
Berlin beim flachen Einfamilienhausbau geblieben sei. Das Mietskasernensystem 
treibe in Wahrheit die Bodenpreise und damit die Mieten "künstlich" nach oben. 
Dies ließe sich auch daran erkennen, daß die hohen Etagenhäuser zuerst in den 
Berliner Vororten gebaut wurden, wo an sich genug billiges Bauland zur Ver-
fUgung stand. Wenn sie das Ergebnis der behaupteten natürlichen Bodenwertstei-
gerung gewesen wären, hätten sie zuerst in der Stadtmitte entstehen müssen. 
(1907), S.1833-1836. - Ders.: Boden und Wohnung, Leipzig 1908. - Ders.: Die Großstadt 
und ihre sozialen Probleme, Leipzig 1908 (2. Aun., 1918). - Ders.: Die Wohnungsproduk-
tion, in: Grundriß der Sozialökonomik, Bd. 6,2. Abt!., 2. neubearb. Aufl., Tübingen 1923, 
S. 253-293. - Ludwig Pohle: Die tatsächliche Entwicklung der Wohnungsverhältnisse in 
Deutschland in deI! letzten Jahrzehnten, in: Berichte über den 1. Allgemeinen deutschen 
Wohnungskongreß in Frankfurt a. M., Göttingen 1905, S.160-175. - Ders.: Der Kampf um 
die Wohnungsfrage, in: Zeitschrift für Sozialwissenschaft 8 (1905), S. 679-700 und S. 759-
781. - Ders.: Die Entwicklung des Verhältnisses zwischen Einkommen und Miete, in: Zeit-
schrift ft.ir Sozialwissenschaft 9 (1906), S. 22-47 und S. 88-196 sowie 550-579. - Ders.: Die 
neuere Entwicklung der Wohnungsfrage, 2 Bde., Leipzig 1910. - Gustav Seibt: Kleinhaus 
und Mietskaserne, in: Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft 29 
(1905), S. 1107-ll25. 
58 Eberstadt: Spekulation (s. Anm. 57), S. 142 ff. - Voigt/Geldner: Kleinhaus und Mietska-
serne (s. Anm. 57), S. 35. 
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Die mit dem Massenmiethausbau einhergehende Bodenspekulation wurde 
von ihm und dieser Gruppe der .. Kalhedersozialislen" als eine qualitativ neue und 
beherrschende Erscheinung auf den Grundstücks- und Wohnungsmärkten 
bezeichnet, weil sie eine künstliche Verknappung des Angebots und damit ebenso 
künstliche Preissteigerungen hervorrufe59. 
Zu der durch die jeweilige Wohnlage bedingte alte .. Hausplatzrente" infolge 
natürlicher Bodenwertsteigerungen habe sich eine neue unnatürliche "Kasernie-
rungsrente" gesellt. Eberstadt faßte dies mit den Worten zusammen: 
"Weil Etagenhäuser gebaut werden dürfen, werden die Grundstückspreise auch in den 
Außenbezirken so hoch, und weil die Grundstückspreise so hoch geworden sind, muß denn 
auch der Grund und Boden weiterhin stark ausgenutzt werden, d. h. so hoch gebaut werden, 
als haupolizeilich zulässig ist"60. 
Das Mietskasernensystem liefere damit teuere Wohnungen als jede andere 
Bauweise, was zu dem Motto verkürzt wurde: Je höher der Bau, desto höher die 
Mieten! Begünstigt durch die monopolartige Stellung der Bodeneigentümer und 
das geltende Hypothekar- und Kreditsystem, das eine ungedeckte und weit über-
höhte Bodenverschuldung in Deutschland im Gegensatz zu anderen Ländern 
zuließ, würden die ßodenpreise so in die Höhe getrieben, daß eine spekulative 
Umklammerung des städtischen Peripherieringes stattfinde: Der Druck der 
Bodenspekulation würde nämlich generell von außen nach innen zunehmen und 
presse die Bevölkerung damit auf engsten Raum zusammen61 . 
In den Münchner Verhandlungen des Vereins für Sodalpolitik konzentrierte 
sich Eberstadt als erster Diskussionsredner nach nochmaliger allgemeiner Skiz-
zierung seiner bekannten Auffassung auf zwei Kritikpunkte bei Phi/ippovich: 
Wenn dieser in Anlehnung von Carl Rodbertus behauptet hatte, der Preis eines 
Bodens werde vom Ertrag, den man daraus erwirtschaften könne und demjeweili-
gen Zinsfuß für Kredite bestimmt, so müßte man sagen, daß dies nur für ländliche 
Grundstücke gelte; das moderne städtische Wohnungswesen habe dieses Gesetz 
gänzlich umgeworfen - trotz steigendem Zinsfuß würden bekanntlich die Mieten 
und damit der Bodenwert erhöht62• Zum anderen wurde von ihm entschieden in 
59 Wörtlich sagte Eberstadt: "Von der Bereitstellung und Aufteilung des Baulandes bis 
zum Besitz der fertigen Wohnung ist die Gestaltung des Städtebaues und der Verkehr der 
ßodenwerte der Spekulation übertragen worden." Eberstadt: Spekulation (5. Anm. 57), S. l. 
M) Eberstadl: Preisbildung der Bodenwerte (s. Anm. 57), S. 74 IT. - Vgl. Carl Johannes 
Flichs: Art. Wohnungsfrage und Wohnungswesen. In: Handwörterbuch der Staatswissen-
schaften, 4. Aufl., Erg.-Bd., Jena 1929, Sp. 1098-1160. - Dm.: Bodenrente und Bodenspeku-
lation (s. Anm. 57), S. 736. 
101 Rlidolph Eberstaclt: Der deutsche Kapitalmarkt, Leipzig 1901, S. 264-74. - Ders.:Wohn-
verhiillnisse (s. Anm. 57), S. 104-107. - Carl Johannes Fuchs: Die Abhängigkeit der Woh-
nungsmiete von Bodenpreis, Baukosten und Besteuerung, in: Soziale Praxis, 11 (1902), Sp. 
1\42-1143. - Lujo Brentano brachte in diesem Zusammenhang den danach vielzitierten 
Vergleich, die mittelalterlichen Festungsmauern seien von den "ökonomischen Spekula-
tionsmauern" abgelöst worden. Vgl. Brentano: Wohnungs-Zustände (1904), S.13-14. -
Diese Vorstellung findet sich auch heute noch in der marxistischen Wohnungsliteraturwie-
der: Horaf/l F(J/Jbillder: Berliner Arheitervicrtel1800-1918, Berlin 1975, S. 4-14. 
{,! Schriften des Vereins rur Socialpolitik 98, Leipzig 1902, S. 82. 
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Abrede gestellt, daß die Wohnungsfrage als eine Baukostenfrage hingestellt wer-
den könne: Das fertige Haus sei nicht das Ende, sondern im Gegenteil der Beginn 
der eigentlichen Wohnungsproblematik, denn erst nach seiner Errichtung begän-
nen der Häuserhandel und die Versuche zu fortgesetzter Mietsteigerung, wobei es 
dann gleichgültig werde, was das Haus ursprünglich gekostet habe. Das modeme 
Massenmietshaus sei, was es von früheren Wohngebäuden im Kern unterscheide, 
vor allem eine res in commercio - es werde nicht gebaut, um selbst darin zu woh-
nen, sondern um einen möglichst hohen Gewinn daraus zu ziehen und es bei 
guter Gelegenheit wieder abzustoßen. Eberstadt und seine Anhänger wollten ver-
ständlicherweise die Bodenspekulation und das Mietskasernensystem mit allen 
gesetzlichen und administrativen Mitteln bekämpfen und eine möglichst offene 
und weiträumige Bebauung, wo nur eben möglich, durchsetzen63 . Dieser Stand-
punkt hatte sich, wie Eberstadt mit gewissem Stolz hervorhob, seit dem Erschei-
nen seines Buches "städtische Bodenfragen" in der wohnungsreformerischen 
Öffentlichkeit in Deutschland stark durchgesetzt. 
Demgegenüber hielten der aus Wien kommende österreichische Gelehrte 
Eugen von Philippovich und der junge Frankfurter Ökonom Andreas Voigr sowie 
ihre geistigen Mitstreiter nichts von solchen "agrarisch-mittelstandsretterischen 
Theorien"64 Eberstadt-Fuchs'scher Prägung und wiesen demgegenüber noch ein-
mal auf die explosivartige Bevölkerungsvermehrung und das ebenso rasche Städ-
tewachstum hin, das die Gunstlage bestimmter städtischer Grundstücke und ihre 
Preise in erster Linie habe ansteigen lassen6s• Das entscheidende Moment ihrer 
Argumentation war die Höhe des zu erwartenden Ertrages, wie z. B. die Miete, der 
seinerseits den Bodenpreis und seine obere erreichbare Grenze bestimme66• Zwar 
steige mit zunehmender Bebauungsintensität der absolute Bodenpreis, aber aus-
schlaggebend rur die Höhe der Mieten seien auch die proportional zur Zunahme 
der Stockwerke abnehmenden relativen Baukosten67. 
63 Vgl. auch Rudolph Ebers/adt: Der Entwurf eines preußischen Wohnungsgesetzes, in: 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, N. F.I (1904), S. 183-196. 
64 Diese spöttische Kennzeichnung stammt bezeichnenderweise von einem sozialdemo-
kratischen Kommunalpolitiker. Vgl. Hugo LindemaIIn: Zur Literatur über die Wohnungs-
frage, in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 25 (1907), S. 72l. 
65 Voigt/Geldner: Kleinhaus und Mietskaserne (s. Anm. 57), S. 94-128. 
66 Voigt hatte später über seinen Satz, der Bodenpreis sei eine Funktion der Mieten, noch 
einen heftigen Disput. Als ihn Brentano in einem Aufsatz in der Zeitschrift "Freistatt" (Jg. 6, 
H.44 v. 29. 10. 1904) heftig angegriffen und das Gegenteil an Münchener Grundstücken 
nachzuweisen versucht hatte, antwortete Voigt mit dem Hinweis, daß er gemeint habe, 
natürlich ziehe der Mietertrag dem Bodenwert nur eine "obere Grenze". Wie sich ein Spe-
kulationspreis darunter bewege, sei ftir die Wohnungsfrage ganz gleichgültig. Für sie sei nur 
der Preis des baureifen Bodens von Bedeutung. Es gebe keinen Bodenwert in der Stadt, der 
sich nicht durch den zu erwartenden Mietertrag rechtfertigen ließe. Natürlich gehe gele-
gentlich ein spekulativer Bodenpreis wie bei jedem Marktgeschehen auch einmal über die 
obere durch die Mieten gesetzte Grenze, doch könne man ihn dann nicht realisieren; erfalle 
dann wieder unter diese Grenze zurück. Ebenda S. 133. 
67 Ebenda S. 139 und S. 162-175. Vgl. Philippovich: Correferat (s. Anm. 57) S. 48. 
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VoiRt plädierte dafLir, den Begriff der Bodenspekulation weniger emotionell zu 
betrachten: Die "Spekulation" sei doch zunächst weiter nichts als der Wunsch 
eines Bodeneigentümers, durch einen Verkauf einen möglichst hohen Preis zu 
erzielen und damit einen Wert zu erzeugen, was unmittelbar noch nichts mit dem 
tatsächlichen Preis zu tun habe. Diese kaufmännische Ausnützung einer natürli-
chen Wertsteigerung als Folge gestiegener Bodenausnutzung (höheres Bauen, 
größeres Ausnutzen der Baufläche bzw. rentablere Benutzung der Gebäude) sei 
nicht identisch mit der Beförderung einer Bodenpreissteigerung infolge vermehr-
ter Nachfrage bei einem wirtschaftlichen Aufschwung. Nur die auf subjektivem 
U rtei I beruhenden Preisbildungen seien im engeren Sinn "spekulativ" zu nennen. 
Eine richtige Bodenspekulation könne man daran erkennen, daß ihr regelmäßig 
ein anschließender Preisverfall folge. Sie müsse von der dauernden Gebrauchs-
wertsteigerung unterschieden werden, weil hier die Ausnutzungsverhältnisse 
gleichblieben. Die Bodenpreise ließen sich nur durch objektive Verhältnisse deter-
minieren, aber keineswegs willkürlich steigern. Die große Bodenspekulation in 
Berlin wiihrend der Gründerjahre, von seinem Namensvetter Paul Voigt zuvor 
beschrieben6R, hätte gerade mit der Mietskaserne am wenigsten zu tun: Sie betraf 
niimlich insbesondere den Verkauf von billigem Ackerland in Berliner Vororten 
an .:n'/Taill~(,.I'l'II.I'('h(J./fl'II". die darauf ein- oder zweistöckige Landhäuser und Vil-
len bauten. 
J<'iir V{)i~1 und seine Anhänger ergaben sich aus dieser Argumentation zwei 
wesentliche Gesichtspunkte: Erstens wird die Marktnachfrage für die Zwecke der 
Bodenbereitstellung als bessere Einrichtung als jede behördliche Regulierungs-
maßnahme angesehen; die private Bautätigkeit ist daher zur Behebung der Woh-
nungsnot in erster Linie zu fördern. Zweitens ist die Mietskaserne ein unentbehr-
liches und wirksames Hilfsmittel zur Beschaffung von billigen Kleinwohnungen 
in Großstädten; nur dort, wo der Bodenpreis nicht so hoch ist, kann der Bau von 
Klcinhiiusern vorgezogen werden69. 
Leidenschaftlich wehrte sich VoiKI in seinem Diskussionsbeitraggegen den Vor-
wurl~ seine Argumentation sei ein Rückf~lll in das kurzsichtige . .Iaissezjaire. laissez 
aller" des früheren Manchestertums. Er habe lediglich den verhängnisvollen Irr-
tum angegrirfen, man könne allein mit administrativen Maßnahmen das unbe-
zweifelbar vorhandene Wohnungselend in den deutschen Großstädten ohne die 
Kräne des Marktes beseitigen. Sein Eintreten für die Mietskaserne habe vor allem 
dam it zu tun, daß dem Kleinhausbau die stützenden großen Kreditorganisationen 
l"chlten und er den großen Wohnungsmangel allein nicht beseitigen könne. Eine 
staatlich verordnete Kleinbauweise sei völlig unrealistisch und würde eine Bauko-
sten- und Mietexplosion bedeuten. Er sei durchaus für eine staatlich regulierende 
Bau- und Bodenpolitik, aber diese müsse in erster Linie die allgemeine Bautätig-
keit mit allen Mitteln fördern. 
I,K Palll ViJig/:Grundwcrte und Wohnungsfrage in Berlin und seinen Vororten, Berlin 1901. 
h'l Schrilh:n des Vereins Ilir Socialpolitik 98 (1902), S. 86-91. - Vgl. Voigt/Geldner: Klein-
haus und Mietskaserne (s. Anm. 57), S. 11-14. 
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Die beiden von Fuchs und Eberstadt bzw. Philippovich und Voigt eingenomme-
nen Grundpositionen zogen sich durch alle anderen Beiträge auf der Sitzung des 
"vereins für Socialpolitik". Interessant erscheint, daß die anwesenden Kommunal-
beamten, so z. B. der Mannheimer Oberbürgernleister Beck und sein Essener Kol-
lege Zweigert sowie der Düsseldorfer Landesrat Max Brandts, zum Teil vermitteln-
de Stellungnahmen abgaben. So wurde von den Praktikern eingeräumt, daß die 
hohen Etagenbauten im Stadtkern zur Wahrung berechtigter Vermögensinteres-
sen der Bodenbesitzer wie auch im Interesse der in der Innenstadt Tätigen nicht 
mehr unterdrückt werden könnten. Durch strenge Bauordnungen und amtliche 
Wohnungsinspektionen ließen sich viele zu Recht beklagte Übelstände bei den 
Mehrfamilienhäusern beheben oder doch merklich verringern. Insgesamt neigten 
sie mehr der Förderung der privaten Bautätigkeit zu, zugleich wollte man aller-
dings auch die staatlich-kommunalen Rahmenordnungen verstärken. 
Lujo Brentano als Tagungsvorsitzender mußte in seiner Zusammenfassung 
schließlich zugeben, daß die von Philippovich vorgetragene These, daß die Miet-
steigerungen vom Stadtkern und der dortigen Zunahme der Wohnungsnachfrage 
ausgingen und dann erst auf die Bodenpreise am Stadtrand sich auswirkten, viel 
Wahres in sich trage. Man dürfe allerdings hier nicht stehen bleiben und müsse fra-
gen, wie die Bodenspekulationen der "Terraingesellschaften" am Stadtrand dann 
wieder auf die Stadtmitte zurückwirkten. Die Spekulation habe die Wirkung, 
durch Verteuerung des Bodenpreises und der Mieten an der Peripherie den 
Punkt hinauszuschieben, wo der Innenstadtbewohner sage, lieber nehme ich die 
Unannehmlichkeiten des Draußenwohnens aufmich, als noch höhere Mieten im 
Stadtkern zu bezahlen, wodurch weitere Mietsteigerungen im Stadtinneren mög-
lich seien. Die Wirkungen und Gegenwirkungen gelte es zu beachten. Mietsteige-
rungen hätten somit nicht, wie so oft gesagt werde, ihre allererste Ursache in 
Bodenspekulationen, wohl aber könnten die späteren Rückwirkungen davon 
nicht in Abrede gestellt werden. 
Die anwesenden Kommunalpraktiker und der Vertreter des Reichsamtes des 
Inneren waren in erster Linie verständlicherweise an gesetzgeberischen und ver-
waltungsmäßigen Steuerungsmaßnahmen interessiert, z. B. dem Ausbau lei-
stungsfähiger Statistischer Ämter und einer Wohnungsinspektion in den Städten, 
an wirtschaftlichen wie hygienischen Gesichtspunkten orientierten Stadtbauplä-
nen sowie an einer Neugestaltung der Kreditorganisation für Neubauten (z. B. 
Schaffung von" Wohllul1gsbanken" und Förderung des Erbbaurechts), wobei zwi-
schen allen Versammlungsteilnehmern kaum Meinungsdifferenzen festzustellen 
waren. Der einzige Dissens bestand darin, ob man ein vielfach in der Öffentlich-
keit verlangtes Reichswohnungsamt und einen entsprechenden Behördenunter-
bau analog dem Kaiserlichen Gesundheitsamt schaffen und so die Reichsregie-
rung direkt in die Verantwortung nehmen oder ob aber man die behördliche Über-
wachung bei den Kommunen belassen solle, weil sie wegen der unterschiedlichen 
lokalen Gegebenheiten die bessere Übersicht besäßen. 
Aus dem Rahmen der praktischen Vorschläge fiel allein die Stellungnahme 
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eines beim preußischen Kammergericht tätigen Anwalts, der die Wohnungsfrage 
durch eine amtliche Beschränkung des Zuzugs in die Städte angehen wollte. Weil 
dies einen Verstoß gegen das in mühsamen Kämpfen errungene Freizügigkeitsge-
setz bedeutet hätte, fand dieser Vorschlag aber keinerlei Gegenliebe. 
Ein umfassendes einheitliches Wohnungsreformprogramm konnte der "Verein 
jür Socia/politik" auf grund seiner heterogenen Zusammensetzung und wissen-
schaftlichen Ausrichtung nicht vorlegen. Die Versammlung verstand sich, wie 
Brentano zur EinfUhrung nochmals betont hatte, als ein strikt wissenschaftliches 
Diskussionsforum, das sich bemühte, die ,;Vertreter jedweder sozialpolitischer 
Schattierungen" zu Wort kommen zu lassen und "den Triumph einer Parteimei-
nung" zu vermeiden7o• Die unterschiedlichen Meinungen konnten und sollten 
nicht auf einen einheitlichen Nenner gebracht werden. 
Versucht man abschließend ein Resümee dieser Berichte, Untersuchungen und 
Diskussionen im "vereinjürSocialpolitik" zwischen Reichsgründung und Jahrhun-
dertwende zu ziehen, dann lassen sich folgende generelle Aspekte herausheben: 
Die Entdeckung einer spezifischen "Wohnungsjrage" als konstitutiver Bestandteil 
der größeren "Sozialen Frage" ist erstaunlich frühzeitig schon in den 1840er Jahren 
unter dem Anstoß der weiter vorangeschrittenen Verstädterung Englands in 
Deutschland entdeckt und von christlich-konservativen wie sozialliberalen bür-
gerlichen Reformern sofort debattiert und durch praktische Lösungsversuche 
angegangen worden. Der vom preußischen Staat initiierte und stets gefOrderte 
"vereinjür das Wohl der arbeitenden K/assen" sowie der der Freihandelspartei wirt-
schaftspolitisch zuneigende, aber zugleich sozialpolitisch äußerst aktive "Kongrtifl 
deU/scher Volkswirte" haben in den flinfziger und sechziger Jahren des 19. Jahrhun-
derts als erste organisatorische Sammelbecken aller dieser aufkeimenden woh-
nungsrerormerischen Bestrebungen gedient1 l . Führende Vertreter dieser beiden 
Vereinigungen, die personell eng verflochten waren, traten durchweg flir das 
Selbsthilreprinzip ein und riefen vor allem Baugenossenschaften ins Leben, ermu-
tigten die Errichtung billiger und zugleich qualitativ guter Arbeiterwohnungen 
durch industrielle Arbeitgeber und lösten ein erstes Nachdenken über die woh-
nungshygienischen Zustände aus. Nachdem diese beiden Vereine ihre Bedeutung 
verloren hatten, konnte der 1872 neugegründete "Vereinjür SOcia!politik'; auf die-
sen Grundlagen weiter aufbauen. 
Wenngleich die sich hier seitdem zusammenscharenden Nationalökonomen 
nicht als allererste Initiatoren einer Wohnungsreformbewegung in Deutschland 
angesehen werden können, so gebührt ihnen doch das Verdienst, die ,~ohnungs-
711 Schriften des Vereins für Socialpolitik 98, Leipzig 1902, S. 6. 
7\ Ct'lIfralvereinjürdas Wohl derarbeitendf!ll Klassen in Preußen (Hg.): Die Wohnungsfrage 
mit bcs~ndcrcr Rücksicht auf die arbeitenden Klassen, in Verbindung mit der ständigen 
Deputatton des Kongresses deutscher Volkswirte herausgegeben, Berlin 1865. - Ludwig 
Gramhow: Die deutsche Freihandelspartei zur Zeit ihrer Blüte, Jena 1903, S. 113 ff. - Eugen 
RellIzsch: Art. ,YVohnungsfrage", in: Handwörterbuch der Volkswirtschaftslehre, Leipzig 
1866. 
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frage" als ein brennendes Problem der damaligen Innenpolitik nach aUen Seiten 
erstmals theoretisch durchdacht sowie die Möglichkeiten und Grenzen einer um-
fassenden sozialen Wohnungspolitik sorgfältig abgesteckt zu haben. Als Basis für 
seine Beratungen schaffte der .,verein jür Socia/politik" durch Enqueten und Un-
tersuchungen eine Fülle von empirischem Quellenmaterial herbei, das erstmals 
eine Übersicht über den gesamten Problemkomplex erlaubte. Der Gesetzgeber, 
die Parlamente, die Stadtplanung und die öffentliche Gesundheitsvorsorge, vor 
allem aber auch die Bauwirtschaft erhielten erstmals dadurch einigermaßen gesi-
cherte Grundlagen. Wenngleich die ersten Versuche für eine umfassende und ver-
gleichende statistische Erfassung der Wohnungszustände in deutschen Großstäd-
ten noch unzulänglich blieben, so wurden doch wenigstens ungefähre Größenvor-
stellungen gewonnen, die man zuvor nicht besessen hatte72• 
Wurde die Wohnungsfrage zunächst meistens noch als ein Problem der christ-
lich-karitativen Armenpflege und patriarchalischer Fürsorge für die "handarbei-
tenden Klassen" ähnlich wie im Vormärz gesehen, so wuchs seit den sechziger 
Jahren die Einsicht, daß es sich in Wahrheit um tiefgreifende Umstrukturierungs-
prozesse handelte, in welche die Arbeiterwohnungsfrage nur als besonders ins 
Auge springend eingebettet war. Der .. Vereinjür Socia/politik" erkannte dann auf-
grund seiner Untersuchungen, daß es sich um eine bisher nicht dagewesene Ver-
lagerung des Wohnbedarfs vom Lande in die Stadt handelte, was mit der Ausbil-
dung neuer Industrie- und Dienstleistungszentren sowie einem explosiven Bevöl-
kerungswachstum einherging. Dies bedeutete zugleich eine drastische Reduktion 
der jahrhundertealten Selbstversorgung mit Häusern und die Entstehung von 
neuen unübersichtlichen Boden-, Häuser- und Wohnungsmärkten, einem teil-
weise mit großem Leihkapital produzierenden, spekulativen Bauunternehmer-
turn sowie eines gewerblich tätigen Vermieterturns. Da der Staat abgesehen von 
wenigen baupolizeilichen Vorschriften, die noch auf das Preußische Allgemeine 
Landrecht von 1794 zurückgingen, bis zur Reichsgründung in das völlig unge-
steuerte Marktgeschehen nicht eingriff, wollten die "Kathedersozialisten" oder 
"Sozialisten im Frack"?3 eine erste soziale Wohnungspolitik inaugurieren, um die 
sich zeigenden Mißstände zu bekämpfen. 
Der erste bleibende Erfolg ist sicherlich gewesen, daß die bis zur Reichsgrün-
dung dominierenden bautechnischen, finanziellen sowie baurechtlichen und 
72 Eine wirklich verläßliche Wohnungsstatistik beginnt erst mit den Reichswohnungszäh-
lungen in der Weimarer Zeit. Vgl. Reichswohnungszählung im Mai 1918, in: Statistik des 
Deutschen Reich(:s Bd. 287, Berlin 1919. - Reichswohnungszählung vom 16. Mai 1927, in: 
Statistik des Deutschen Reiches Bd. 362, Berlin 1930. - Hans Kruschwitz: Deutsche Woh-
nungswirtschaft und Wohnungspolitik seit 1913, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik 
177, Teil 1 München-Leipzig 1930, S.I-49. 
73 Der Ausdruck "Kathedersozialisten" wurde vor dem Mitglied der Freihandelspartei 
H. B. Oppenheim nach einem Vortrag von Adolph Wagner geprägt und erschien zuerst in 
der Berliner Nationalzeitung vom 17. Dez. 1871. Der Verfasser druckte diesen Artikel dann in 
einer Broschüre ab: H. B. Oppenheim: Der Kathedersozialismus, Berlin 1872. Vgl. auch 
N. Schüren: Die Kathedersozialisten und die Manchesteregoisten oder der Sozialismus und 
Kommunismus im Frack, Leipzig 1873. 
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sanitären Fragen durch die bis dahin fehlende sozialwissenschaftliehe Kompo-
nente erweitert wurden. Durch Hinweise auf den grundsätzlichen Wandel im Ver-
hältnis von Mietern und Vermietern wurde erstmals voll sichtbar, daß an die Stelle 
des patriarchalischen, individuell angepaßten und auf alten lokalen Sitten beru-
henden Wohnverhältnisses ein einheitlich normierter, aber regelmäßig mit sozia-
ler Distanzierung verbundener Vertrag zu treten begann. 
Das von Ernst Engel 1872 formulierte Schlagwort vom neuen" Wohnungsjeuda-
lismus" sollte diese neue Abhängigkeit von Hunderttausenden von großstädti-
schen Mietern charakterisieren, die man eine Generation vorher in diesem Aus-
maß noch nicht gekannt hatte. Dieser einprägsame und oft wiederholte Begriff 
war sachlich falsch: Denn die neue Funktionalisierung glich weniger der ländli-
chen Hörigkeit in der älteren Grund- oder Gutsherrschaft als vielmehr der neuen 
Abhängigkeit des Arbeiters vom industriellen Arbeitgeber beim liberalen Arbeits-
vertrag. Wie im gewerblichen Unternehmen an die Stelle der väterlichen Haus-
wirtschaft und des persönlichen Handwerksbetriebes das anonyme industrielle 
Unternehmen mit seiner neuen Hierarchie und seiner Trennung von Arbeit und 
Kapital zu trelen begann, so war hier die Ersetzung des persönlich vertrauten 
Ilausbesilzers, der an Leid und Freud jedes Hausgenossen persönlichen Anteil 
hatte, durch die große Baugesellschaft bzw. durch fremde Hausverwalter regie-
rende und nur an der Miete interessierte "Rentiers" zu beobachten, die keinerlei 
Beziehungen sonst zu ihren Mietern mehr unterhielten. Das Problem der sozialen 
Entfremdung und Differenzierung als Kennzeichen der großstädtischen Daseins-
weise, das Ferdinand TÖlInies und Georg Simmel zu dieser Zeit auch theoretisch 
problematisierten, ist seitdem ein bleibendes Thema der sich damals erstmals aus-
bildenden Stadtsoziologie geblieben 74. 
Die Verhandlungen des "VereinsfürSocialpolitik" machten auf die tiefen Män-
gel des liberalen Mietkontrakts aufmerksam, der auf der Fiktion einer Gleichheit 
der beiden Wohnungsmarktparteien beruhte. Der liberale Mietvertrag mußte 
allen jenen, die noch llie patriarchalische Hauswirtschaft und die Wohnabhängig-
keiten von Gesellen, Lehrlingen, Tagelöhnern und dem Gesinde kannten, 
zunächst als ein bedeutender emanzipatorischer Fortschritt erscheinen, der mit 
dem Sieg der Gewerbefreiheit, der Handelsfreiheit, der Bauembefreiung sowie 
der Freizügigkeit aufs beste harmonierte. Die massenhafte Zunahme der städti-
schen Mietverträge im Zeichen der Verstädterung im letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts lehrte aber schnell, daß das klassische Dogma der sozialen Selbstbestim-
Illung beim Wohnen so nicht zu verwirklichen war und der Staat zum Eingriff in 
die Mietkontrakte zugunsten der schwächeren Partei verpflichtet war. Die "Karhe-
dc/:Wlzialislell" wurden nicht müde zu betonen, daß eine am allgemeinen Wohl 
orientierte, ausgleichende Wohnungspolitik zu den Traditionen des deutschen 
Kulturstaates gehöre. GustavSchmollel; Adolph Wagner und Lujo Brentano, so sehr 
74 Clbcr die Antlinge dcr modernen Stadtsoziologie und der theoretischen Erfassung der 
Vcrstiidtcrung vgl. HallS J. TeUll'heIK(Hg.): Urbanisierung im 19. und 20. Jahrhundert: Histo-
rische lind geographische Aspekte, Köln/Wien 1983, S. 12-34. 
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sie sich in einzelnen Sachfragen auch unterschieden, vertraten gemeinsam die 
Auffassung, daß es nicht nur um die Befriedigung eines physischen Wohnbedürf-
nisses gehe, sondern auch um die sittliche Hebung der "Arbeiterklasse" und die 
Gewährung eines kulturellen Existenzminimums. Eine menschenwürdige Min-
destversorgung an Wohnraum half mit, bedrohliche gesellschaftliche Desintegra-
tionserscheinungen zu überwinden. 
Bei den Wohnungsreformern, die besonders stark in dieser Weise der sozial-
ethischen Richtung zuneigten, wurde die Bodenspekulation und die damit einher-
gehenden überproportionalen Wertsteigerungen bei großstädtischen Baugrund-
stücken als das eigentliche Kernproblem der Wohnungsfrage ausgemacht, da ihrer 
Ansicht nach die dem durchschnittlichen Einkommenszuwachs vorauseilenden 
Mietsteigerungen sowie das insgesamt als inhuman abgelehnte Mietkasernensy-
stem damit zusammenhingen. Man forderte daher, unterstützt von der Mehrheit 
der Öffentlichkeit, eine umfassende Initiative des Staates bzw. der Kommunen in 
Form einer regulierenden Wohnungspolitik und eine generelle Stärkung aller 
gemeinnützigen Bauträger. 
Ihre mehr marktwirtschaftlich orientierten Kontrahenten, die keineswegs als 
harmoniegläubige und staatsverneinende Manchester-Liberale gelten wollten, 
zogen aus den durchaus anerkannten Tatbeständen der Wohnungsnot gänzlich 
andere Schlüsse: Ein zeitbedingtes einmaliges Bevölkerungs- und Städtewachs-
tum wie nie zuvor hatten ihrer Meinung nach einen vorübergehenden und regio-
nal in verschiedener Intensität auftretenden Wohnungsmangel und die hohen 
Mietsteigerungen bewirkt, die ihrerseits wiederum den Bodenwert in die Höhe 
trieben. Man war nicht prinzipiell gegen staatliche Lenkungseingriffe in die Woh-
nungs- und Bodenmärkte, hielt aber an der auf Erfahrung gestützten These fest, 
daß letztlich nur ein privater Wohnungsbau diese Nachfrageexplosion auf die 
Dauer befriedigen könne. Eine Bauverdichtung und rationellere Ausnutzung der 
Grundstücksflächen in den Stadtkernen, von wo alle Miet- und Bodenwertsteige-
rungen ausgingen, sei nicht zu umgehen. Ein konsequenter Übergang zum ein-
oder zweigeschossigen Ein- bzw. Zweifamilienhaus (Cottage-Bauweise) bedeutete 
in ihren Augen ein riesiges Ausufern der Städte und Zersiedeln von Umland mit 
entsprechenden Infrastrukturproblemen und wesentlich höheren Baukosten, die 
insgesamt einen hohen Anteil an den Mietsteigerungen gehabt hätten. 
Die zeitweise mit außerordentlicher persönlicher Schärfe geführte Diskussion, 
die bereits Positionen des bekannten Methodenstreits der deutschen National-
ökonomie um die lahrhundertwende erkennen ließ, konnte aus der Sache heraus 
zu keinem Konsens fUhren. Der Wert dieser Debatten im "Vereinfür Socialpolitik" 
ist darin zu erblicken, daß mit einer Reihe von Simplifikationen aufgeräumt 
wurde, die bis dahin unreflektiert und unwidersprochen immer wieder vorgetra-
gen worden waren. Die ganze Vielschichtigkeit der Probleme trat zutage und 
brachte eine außerordentliche Bereicherung der Erkenntnisse zu verschiedenen 
Gebieten. Dies läßt sich z. B. an der Debatte um das Wesen der städtischen 
Grundrente zeigen: 
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Adam Smith als Vater der Nationalökonomie hatte im elften Kapitel seines 
Hauptwerkes 1776 bereits im Zusammenhang mit der Bodenrente von einem 
Monopolpreis gesprochen, da die Kosten des Bodenbesitzers dazu in keinem Ver-
hältnis stünden; dieser werde allein dadurch bestimmt, was ein Pächter dafür zu 
zahlen gewillt sei. Sein Nachfolger David Ricardo widerlegte diese Bodenmono-
polthese, indem er zeigte, daß der Preis, der für ein auf dem Boden erzieltes Pro-
dukt auf dem Markt erzielt wird, allein für die Bodenrente maßgeblich sei. Seit der 
Mitte der l820er Jahre stand nach ihm fest: Bei der Bebauung eines Gebietes, wo 
fruchtbarer Boden reichlich zur Verftlgung steht, wird noch keine Rente gezahlt. 
Diese entsteht erst, wenn bei steigender Bevölkerung Böden schlechterer Qualität 
oder schlechterer Lagen bebaut werden müssen. Die so entstehende Grundrente 
ist kein ,,verdienst des Bodenbesitzers", sondern ein ,,verdienst der Gesellschaft" 
und ihrer allgemeinen Entwicklung. Die klassische Nationalökonomie hat im 
wesentlichen an dieser von Ricardo formulierten Theorie vom abnehmenden 
Bodenertrag festgehalten, wobei die entstehende Bodenreformbewegung (J Mi/!, 
E P. Thompson, H Spencer, J SI. MiII, C. Rodbertus, K Arnd, H Colins, A. Wagner, 
A. Damaschke) mit ihren Forderungen nach Verstaatlichung des Bodens bzw. 
Besteuerung der Grundrenten hieran anknüpfte. 
In ein ganz neues Fahrwasser geriet die Grundrententheorie dureh die begin-
nende Verstädterung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Hatte man sich 
zuvor fast nur mit der ländlichen Ackerrente beschäftigt, so rückte nun die städ-
tische Grundrente, genauer gesagt die Baubodenrente, in den Mittelpunkt. Wie 
schon früher wurde ihr grundsätzlicher Monopolcharakter mit dem Privateigen-
tum des Bodens, der Unvermehrbarkeit, der Unbeweglichkeit und mangelnden 
Fungibilität begründet. Im städtischen Bereich spielte natürlich nicht die Qualität 
des Bodens und die daraus entspringende Differentialrente, wohl aber die Lage 
der G rundstücke die entscheidende Rolle. Die Bodennachfrage in den städtischen 
Zentren, wo man am besten wohnen und die größten Umsätze tätigen kann, so 
sagte man, sind die in den Boden investierten Mengen von Kapital und Arbeits-
kraft sowie Spekulationen und Bodenwertsteigerungen am höchsten, aber auch 
die Konjunkturschwankungen und das damit verbundene Risiko einer Kapitalan-
lage. 
Das Verdienst dieser Debatten war es, daß der Begriff des städtischen Boden-
monopols nun begrimich erheblich differenziert wurde. Der Streit, ob der Aus-
druck "Monopol" auf eine Vereinigung von bestimmten Gütern in einer Hand 
beschränkt werden müsse (was beim Bodenmonopol nicht zuträfe) oder auch als 
wirtschaftliche und rechtliche Übermacht gedeutet werden könne und ob eine 
solche gelegentlich volkswirtschaftlich auch von großem Nutzen sei (z. B. beim 
Münz-, Spiritus-, Post- und Eisenbahnmonopol) wurde schnell als relativ unwich-
tig erkannt. 
Entscheidend blieb die Frage, ob die Preisbildung auf den städtischen Grund-
stücksmärkten in freier Konkurrenz erfolge, ob sie infolge eines Bodenmonopols 
durch Spekulation "künstlich" eingeengt werde oder aber ob durch die historische 
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Entwicklung der städtischen Bodenverhältnisse eine natürliche Einschränkung 
des freien Wettbewerbs stattfinde. Rudolf Eberstadt und Andreas Voigt haben in 
stark beachteten Monographien nach der Tagung des" Vereins für Sodalpolitik" 
ihre Standpunkte unter Beziehung von vielerlei neuen Quellen noch einmal aus-
führlich dargelegt und sind vor allem auf die Argumente ihrer Gegner eingegan-
gen75. Der NationalökonomA dolfWeber, der oftmals ähnlich den Kommunalprak-
tikem eine vermittelnde Stellung zwischen beiden einnahm, setzte sich wenig spä-
ter in seinem Buch" Über Bodenrente und Bodenspekulation in der modemen Stadt" 
(1904) noch .einmal zusammenfassend mit der ganzen Debatte um die Jahrhun-
dertwende und besonders ihren Hauptexponenten kritisch abwägend auseinan-
der. Hieraus seien einige seiner wichtigsten Gesichtspunkte - gleichsam Ergebnis 
der Debatte - hervorgehoben: 
1. Unterschied zwischen ländlichen und städtischen Grundrenten 
Während bei der ländlichen Bodenrente nach dem Gesetz vom abnehmenden 
Ertrag bei gleichbleibenden Preisen die Produktionskosten verschieden seien, 
leite umgekehrt der Profit beim Bauland sich von der Tatsache her, daß die Preise 
verschieden seien, während die Produktionskosten im wesentlichen dieselben 
bleiben. Der Unterschied wird darin gesehen, daß das Gebäude als Mittel der 
Grundrente nicht transportabel ist und Änderungen der Verkehrsverbindungen, 
Anlage von öffentlichen Anstalten usw. die Höhe der städtischen Renten sehr viel 
mehr als bei den ländlichen beeinflussen können. Während man auf dem Lande 
das in den Boden gesteckte Kapital je nach der Konjunkturlage verändern kann, 
macht der Baugrundstücksbesitzer eine einmalige in die Zukunft gerichtete Inve-
stition, die weder vermindert noch wesentlich vermehrt werden kann. Für das 
"Haus" gibt es daher einen weit weniger definierten Marktpreis als für Getreide. 
Dennoch bleibt nach Adolf Weber auch der städtische Bodengewinn wie der länd-
liche eine Differentialrente im Ricardoschen Sinne, woraus folge, daß die städ-
tische Grundrente nicht auf Dauer auf die Preisbildung einwirken kann, sondern 
erst durch das Rentenmittel, d. h. die Mieten. Aber diese Einsicht wird durch die 
Realität stark modifiziert. Mit Philippovich übereinstimmend nimmt er an, daß der 
städtische Grundwert einerseits durch die Höhe der Erträge eines Gebäudes, 
andererseits durch den jeweilig geltenden Zinsfuß für Hypothekarkredite 
bestimmt werden. Aber hierin wird nur eine Zwischenantwortgesehen und weiter 
gefragt, wie sich die Rendite eines Gebäudes bestimmen läßt und wie hoch die 
Quote des Einkommens ist, die ein Mieter für seine Wohnung ausgeben kann und 
will. 
75 Eberstadt: Spekulation (5. Anm. 59). - Voigt/Geldner: Kleinhaus und Mietskas.~rne 
(1905). Eine ausführliche Referierung beider Standpunkte bei Carl Johannes Fuchs: Uber 
städtische Bodenrente und Bodenspekulation, in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozial-
politik 22 (N. F Bd. 4), Tübingen 1906, S. 631-747. 
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2. Miete und Grundrenten 
Im Gegensatz zur klassischen Nationalökonomie, die der Meinung war, die 
Mieter würden einen relativ feststehenden Anteil ihrer Einkommen für die Miete 
ausgeben, kommt AdolfWeber zu dem Ergebnis, daß die Miete nicht ausschließ-
lich durch das Einkommen der Haushalte bzw. "die Produktivität der lokalen 
Arbeit" (Heinrich Dietze!) bestimmt wird, sondern auch durch 
- die Lage der Arbeitsstätte zur Wohnung 
- durch Scheu vor einem Umzug, lokale Gewohnheiten etc. 
- durch soziale Prestigegründe (z. B. man will sich durch die Wohnlage von ande-
ren Schichten oder Gruppen abheben). 
Selbst die unteren Sozialschichten bleiben bei Umzügen innerhalb einer Stadt im 
verhältnismäßig kleinen Umkreis und nutzen keineswegs die Chancen desgesam-
ten Wohnungsmarktes. Auch die höheren Einkommensschichten sind hier in der 
Bewegungsfreiheit vielfach gehemmt und geben, z. B. bei sinkendem lebensstan-
dard, eher anderen Konsum als die teuere Wohnlage auf, die als ein gesellschaftli-
ches Statussymbol gilt. Weber folgert daraus, daß die Quote, die anteilig vom Ge-
samteinkommen /Ur Miete ausgegeben wird, sehr viel schwankender ist als die 
klassische Grundrententheorie annahm. Da hierfür immer nur der Teil des Ein-
kommens verwendet wird, der nach Befriedigung der wichtiger angesehenen 
Nahrungs- und Kleidungsbedürfnisse übrig bleibt, ist das Ausgabenmaximum 
bald erreicht, wenn die Nachfrage das Angebot auf dem Wohnungsmarkt erreicht. 
3. Probleme der Citybildung 
Wie man um 1900 schon längst erkannte, drängen Gewerbe und besonders 
Dienstleistungsbetriebe in das Stadtzentrum, weil die Lage für diese Unterneh-
mungen von entscheidender Bedeutung sein kann. Die Grundrentensteigerung 
ist hier sehr viel beträchtlicher als in den reinen Wohnvierteln, der Bauwert sinkt 
hier im Vergleich zu den Grundstückskosten. Der unverdiente Bodenwertzu-
wachs wird sehr viel größer als in anderen Stadtvierteln, aber auch das erzielte Ein-
kommen pro Flächeneinheit. 
Die wachsende Bauverdichtung in den Stadtkernen führt dazu, daß dort wegen 
der überproportional steigenden Mieten immer weniger Leute wohnen können. 
Ado(l Weher ist mit Philippovich der Meinung, daß die Hauptquelle der raschen 
Bodenwertsteigerungen hier im Stadtzentrum gesucht werden muß und die 
Bodenspekulation in den Außenbezirken nur als eine Konsequenz dieser Preis-
bewegungen anzusehen ist. Allerdings waren er und viele andere Wohnungsrefor-
mer au/grund der empirischen Untersuchungen zu der Einsicht gelangt, daß die 
Wohnungsnachfrage infolge des Schwankens der Bevölkerungszunahme, der 
Eheschließungen und der Einkommenssteigerungen zeitlich wie räumlich als au-
ßerordentlich schwankend amLlsehen ist. Abschließend stellte Ado(f Weherfest76: 
Ursachen der "Wohnungsfrage" und Steuerungsmittel einer Wohnungsreform 49 
"Es gibt kein volkswirtschaftlich relevantes menschliches Bedürfnis, dessen Quantität und 
Qualität so schwer vorauszuschätzen ist, wie das Wohnungsbedürfnis der modernen Stadt.·· 
Die Hassesehe Formel, wonach die Zahl der leerstehenden Wohnungen min-
destens 3 v. H. des Wohnungsbestandes tragen müssen, erschien ihm als "eine fast 
unbegreifliche sozialökonomische Verirrung." 
4. Angebot von städtischem Bauland 
Weber wendet sich hier entschieden gegen die damals häufig zu hörende 
Ansicht, die hohe städtische Grundrente, die hohe Mieten bewirke, werde durch 
eine künstliche Eindämmung des Angebots infolge der Bodenspekulation ver-
ursacht. Andreas Voigt hatte schon zuvor daraufhingewiesen, daß der Boden zwar 
unvermehrbar, aber auch daftir unverzehrbar sei. Der Boden bedürfe daher im 
Gegensatz zu anderen Gütern keiner Reproduktion. Die Nichtvermehrbarkeit 
des Bodens sei nicht mit der Knappheit von Gütern identisch, wie man auch am 
Beispiel der Luft sehen könne. In Wahrheit gehe es auch nur um die städtischen 
Baugrundstücke, aber auch diese ließen sich auf Kosten der ländlichen Umgebung 
jederzeit prinzipiell vermehren, so daß aus der physischen Unvermehrbarkeit des 
Bodens kein Bodenmonopol abgeleitet werden könne. Im Kern drehte sich alles 
um die nicht beliebige Vermehrbarkeit bestimmter städtischer Gunstlagen beson-
ders im Stadtkern. Da aber nicht jeder Grundstücks- und Wohnungs suchende auf 
eine ganz bestimmte Lage angewiesen sei und solche bevorzugten Standorte 
durch Etagenbau zehn- bis zwanzigfach ihren Raum vergrößern könnten, müsse 
selbst hier der Monopolcharakter eingeschränkt werden77. 
Adolj Wagner nahm hier wiederum eine vermittelnde Stellung ein: Ein wirkli-
ches Baubodenmonopol gebe es im Gegensatz zu Eberstadts Ansicht in der Tat 
nur dort, wo ein vollständiger Ausschluß der Konkurrenz bestehe. Er mußte frei-
lich zugehen, daß hier eine scharfe Trennlinie nicht zu ziehen sei. Die Frage, ob 
man von einem Monopol städtischer Grundbesitzer sprechen könne, konnte er 
letztlich weder strikt bejahen wie Eberstadt, noch strikt verneinen wie Voigt. Er 
teilte nach englischem Vorbild die Baugrundrente in vier Typen nach Ortschaften 
em: 
- Der Boden wirft überhaupt keine Rente ab, weil eine Fülle von billigem Bau-
land vorhanden ist und die Lage keine Rolle spielt (Beispiel Dörfer mit weit aus-
einanderliegenden Häusern). 
- Der Boden gibt keine Baubodenrente, weil der Ort verfällt und Wohnungen 
leer stehen. 
76 Adolf Weber: Über Bodenrente und Bodenspekulation in der modernen Stadt, Leipzig 
1904, S. 72. 
77 VoigtlGeldner: Kleinhaus und Mietskaserne (5. Anm. 57), S. 173 II Vergl. als Entgeg-
nung, Eberstadt, Spekulation (5. Anm. 59), S. 21. 
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Von aufstrebenden Städten wird eine "normale" Bodenrente erzielt von Null an 
der äußersten Peripherie bis zur Verzinsung des Kapitals um ein Mehrfaches im 
Stadtzentrum. 
- In der City schnell expandierender Städte entsteht zeitweise eine Monopol-
rente oder auch an den Stellen, wo große Neubauviertel entstehen. Ein Baubo-
denmonopol könne auch dort sich bilden, wo an sich genügend Bauland vor-
handen ist, aber Bauunternehmer fehlen, bestimmte Arten von Wohnungen zu 
errichten, obwohl die Nachfrage besonders stark darauf gerichtet ist. 
Ob die durch Bebauungspläne und Bauordnungen erzwungenen Bauformen 
einen Einfluß auf die Monopolisierung der Baugrundstücke haben, ist schlecht 
belegbar und bleibt offen. Da gerade in Berlin die Mietskasernen zuerst an den 
Stadträndern entstanden, muß nach AdolfWeber dieser Zusammenhang mit der 
Bauform verneint werden. Der am Stadtrand meistens sehr zersplitterte Grund-
besitz konnte ein einheitliches künstliches Zurückhalten von Bauland nicht 
durchfUhren. Anders war es dort, wo große Terraingesellschaften mit viel 
Kapitaleinsatz operierten und z. B. große Gutsareale mit einem Schlag aufkauf-
ten. 
Um die Jahrhundertwende war damit klar, daß es durchaus auch durch die Pla-
nung aufgeschlossene Baugrundstücke gab, die lange Jahre aus Spekulationsgrün-
den zurückgehalten wurden; doch konnten gewerbsmäßige Grundstücksspe-
kulationen nirgendwo festgestellt werden, es handelte sich vielmehr stets um 
hestimmte Einzelfalle. Die große Gefahr der Bodenspekulation wurde, Andreas 
Voigt zustimmend, darin gesehen, daß der notwendige Besitzerwechsel zu lang-
sam vor sich ging und die Bebauung sich verzögerte. Der schnelle Ausbau von 
Nahverkehrsmitteln wurde von fast allen Wohnungsreformern als eines der wirk-
samsten Mittel angesehen, die Grundrente herabzudrücken und die Wohnungs-
frage zu entschärfen. Daß die Anlage von Verkehrslinien aber umgekehrt die Bo-
denwerte auch wieder nach oben trieb, wurde allerdings noch zu wenig beachtet. 
Wenngleich die Spekulation mit fertigem Bauland in der Regel verneint wurde, 
so fand sie doch nach Ansicht mancher Wohnungs- und Bodenreformer ein um so 
reicheres Betätigungsfeld in dem "baureifen" Land (Bauerwartungsland). Die 
Debatte um 1900 hat aber die Frage nicht klären können, was darunter eigentlich 
zu verstehen sei. Einverständnis wurde darin erzielt, daß der subjektive Verkaufs-
wunsch eines Bodeneigentümers allein nicht genüge, sondern daß eine quantita-
tive wie qualitative Nachfrage dazutreten müsse, um eine solche Spekulation in 
Gang zu setzen. Wenn schon die Wohnungsnachfrage wegen der vielen Einfluß-
f~lktoren schwer abzuschätzen sei, so müsse dies noch mehr ft.ir die Nachfrage 
nach baureifem Land gelten. Dies hänge damit zusammen, daß man ohne eine 
konkrete Stadtplanung nicht wisse, in welche Richtungen eine Stadt sich entwik-
kein würde. Auch konnte eine Spekulation ohne die speziellen Auflagen einer 
Bauordnung und eines Flächennutzungsplanes nicht wissen, welche Gebäude-
und Wohntypen bzw. Mieten in Frage kämen. Der Begriff der "Baureije"wurde als 
so relativ und veränderlich angesehen, daß er als ein ökonomischer Berechnungs-
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faktor ausgeschlossen wurde. Aus der Schwierigkeit, den Zeitpunkt einer Baureife 
vorherzubestimmen, ergaben sich alle nachfolgenden Probleme einer künftigen 
Berechnung des Ertrags und Verkaufswertes sowie der damit wiederum zusam-
menhängenden Beleihung und Besteuerung. Viele Reformer traten ftir eine 
Novellierung des Hypothekenbankgesetzes ein, um die Beleihung von unbebau-
tem Boden künftig zu verbieten. 
Die Stadtverwaltungen wurden in diesem Zusammenhang kritisiert, weil sie 
bei der Schaffung von Bauland viel zögerlicher als die private Bauspekulation vor-
gingen und so das Wohnraumangebot behinderten. Dies wurde im übrigen als 
Hauptargument gegen eine Überführung des Bodens in Gemeindeeigentum ver-
wendet. 
Interessanterweise stellte man auch Vergleiche zwischen einer Boden- und 
Börsenspekulation an, wobei typische Unterschiede festgestellt wurden. Im 
Gegensatz zu Wertpapieren und Produkten ist derBoden nicht transportabel, so 
daß bei einem Überangebot nicht an andere Plätze ausgewichen werden kann. 
Außerdem liegt er offen und allen bekannrda, so daß bessere Informationen wie 
an den Börsen hier wenig zum Tragen kommen. Adolf Weber berechnete aus 
einer Gegenüberstellung von freihändigen Verkäufen und Zwangsversteigerun-
gen von Häusern, daß die Verluste aller Terraingesellschaften zusammengerech-
net höher waren als ihre Gesamtgewinne. Als Grund ftir die vielen Subhastatio-
nen wurde angegeben, daß den Grundstücks-, Häuser- und Wohnungsmärkten 
ein verläßliches Barometer für Angebot und Nachfrage fehle, über das die Bör-
sen sonst verfügten. earl Ballod kam später allerdings zu der gegenteiligen 
Ansicht, die Terraingesellschaften hätten einen angemessenen normalen Gewinn 
erzielt. 
Ein wesentlicher Streitpunkt bei der Wohnungsreformdebatte hatte schließlich 
die Rolle der Baukosten gespielt. Als Einwand gegen die Vertreter der Marktwirt-
schaft wurde geltend gemacht, daß die Baukosten keineswegs im gleichen Tempo 
wie der Mietenspiegel gestiegen seien. Durch den technisch verbesserten Haus-
bau (z. B. Ersetzung des Fachwerkbaus durch den Massivbau) seien sie relativ in 
den letzten 30 Jahren sogar gesunken. 
Andreas Voigt wies demgegenüber daraufhin, die Wohnansprüche seien in die-
sem Zeitraum gewaltig gestiegen, insbesondere auf sanitärem Gebiet, so daß die 
Baukosten auch inhaltlich miteinander verglichen werden müßten. Auch seine 
Gegner gaben zu, daß im Vergleich zur Generation davor in Deutschland schöner, 
gesünder, bequemer und dauerhafter gebaut werde, was allerdings nicht ftir alle 
Gebäudekategorien gelte. Adolf Weber machte hier den wichtigen Hinweis, daß 
man überhaupt nicht die nominalen absoluten, sondern nur relative Baukosten 
historisch vergleichen könne. Voigt falsche Berechnungen vorwerfend meinte er, 
man könne auch im ersteren Fall keine Steigerung in dieser Zeit feststellen. Selbst 
wenn die relativen Baukosten gestiegen wären, würde dies nur die Hausrendite im 
engeren Sinne, nicht die eigentliche Grundrente betreffen. Wenn ein Zusammen-
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hang zwischen Baukosten und Grundrente bestünde, dann müßte letztere fallen, 
weil das Steigen der relativen Baukosten die Nachfrage nach besseren Häusern 
eher herabsetzen würde. Weber wollte sich gegen die Überschätzung des Einflus-
ses der Bauart, d. h. der Ausnutzungsmöglichkeit des Baubodens auf die Grund-
rente wenden, wenngleich er durchaus sah, daß der Eigentümer eines großen Eta-
genhauses eine größere Bodenrente erzielte als der Besitzer eines Kleinhauses. 
Als Ergebnis der ganzen Debatte stellte Adoif Weber fest, seine sorgfaltig verglei-
chenden Analysen von Angebot und Nachfrage ergeben, daß der theoretische 
Satz "die städtische Grundrente ist hoch, weil die Miete hoch ist und nicht umge-
kehrt", von wenigen Ausnahmen als richtig anzusehen ist. Das Angebot sei mit 
anderen Worten regelmäßig nicht in der Lage, einen entscheidenden Einfluß auf 
die Grundrente auszuüben, auch hier sei die Nachfrage letztlich die den volkswirt-
schaftlichen Prozeß bewegende Kraft18. 
Die wissenschaftliche Kontroverse über die Rolle der städtischen Grundrente 
rur die Wohnungsfrage, bei der noch viele andere Aspekte diskutiert wurden (z. B. 
unverdienter Wertzuwachs und seine mögliche Sonderbesteuerung, Gewinne 
und Verluste der großen Baugesellschaften, Rolle der Kommunen bei Bodenleihe 
und Bodenkauf, Dezentralisierung der städtischen Industriebetriebe usw.) ist 
auch in den folgenden Jahren bis zum I. Weltkrieg nicht abgeebbt19• 
GU.I'Iav Schmoller hat die mangelnde Annäherung der Standpunkte in seinem 
"Urundrif.\ der allgemeinen Volkswirtschaftslehre" später damit erklärt, daß die 
Verschiedenheit des Urteils der einzelnen Nationalökonomen in diesen Fragen 
damit erkliirt werden könne, daß sie von verschiedenen lokalen Beobachtungen 
ausgegangen wärenHO. Es fehlte mit anderen Worten an einer umfassenden verläß-
lichen Statistik des Wohnungswesens sowie der Bewegungen an den Grund-
stücksmiirkten. Nach seinem Eindruck gab es in der Phase der raschen Verstädte-
rung Städte und Gegenden mit stagnierender oder nur mäßiger Grundrentenstei-
gerung ohne große Spekulation, wo der bei Bodenverkäufen erzielte Mehrwert 
allein mit den gestiegenen Straßen- und Hausbaukosten zusammenhing. Dane-
ben konnten aber Kommunen beobachtet werden, wo ein starkes Mißverhältnis 
von Angebot und Nachfrage eine starke Monopolrentenbildung und künstliche 
Preistreibereien verursachte. Als historisch arbeitender Ökonom stellte er dazu 
fest, daß es so etwas aber wohl immer gegeben habe, "die Organisation des Grund-
stücksmarktes, der Baugeschäfte, die persönliche Qualität der beteiligten Perso-
JH H't'/Jer, Boclenrente (s. Anm. 76), S. 124. 
-", Neben der schon früher genannten Literaturvgl. Hugo lolles: Die allgemeine Monopol-
rente von stiid tischem Grundbesitz, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft Jg. 62 
(1906) H. 3. S. 433-451, - W Gllliilld: Bodenfrage und Bodenpolitik in ihrer Bedeutung für 
das Wohnungswesen und cJie Hygiene der Städte, Berlin 1911..1. Stiibbell, Die Bedeutung der 
Bauordnungen und Bebauungspläne für das Wohnungswesen, Göttingen 1902. - Kar! Bal-
Iod: Die Terraingesellschaften, in: Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirt-
schaft 32 (1908), S.941-956. 
~() Gllslm' Schmolle/': Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre, Bd. 2, Münehen/ 
Leipzig 1919, S. 513. 
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nen kann ganz verschiedene Zustände und Preise erzeugen". Er blieb bei seiner 
Meinung, die auch von den meisten Wohnungsreformern weiter geteilt wurde, 
daß Städte mit kleinen Einfamilienhäusern nur mäßige Bodenwertsteigerungen 
und geringe Bodenspekulation zeigten im Gegensatz zu solchen mit großen 
Mietskasernen. Hierwürden nur hohe Umsatzsteuern bzw. Wegsteuerung des un-
verdienten Wertzuwachses auf die Monopolgrundrente die Spekulation und das 
künstliche Zurückhalten von baureifem Gelände erschweren. Irgendeine gesetz-
mäßige Regelmäßigkeit vermochte aber auch er nicht in dem ganzen Marktge-
schehen zu erkennen. Andreas Voigt zustimmend meinte er, gerade die Unbere-
chenbarkeit sei hier die Signatur. Es liege wohl im Wesen aller Großstädte, daß sie 
ZU einer gewissen monopolartigen Grundrentenbildung neigen und zu einer Ver-
schlechterung der Stellung der Mieter führten, die als der schwächere Teil vom 
Staate geschätzt werden müßten. Während die Haus- und Grundbesitzer über 
feste Organisationen verfügten, fehle es noch an ebenso schlagkräftigen Mieter-
vereinen. Von einer Verstaatlichung des Bodens hielt Schmol/erwenig, weil deren 
Auswirkung bei weitem überschätzt würde. Ohne die "Prämie der steigenden 
Grundrente" wäre die rasche Ausdehnung und der Umbau der Städte nicht mög-
lich gewesen. 
Die historische Bewertung der Aktivitäten des "Vereins für Soda/politik" ist 
rückschauend nicht einfach: Die hier debattierende, relativ bunte Schar von 
Volkswirtschaftlern, Ministerialbeamten, Verwaltungsjuristen, Seelsorgern, Ver-
bandssyndici, Industriellen, Baumeistern und Publizisten hatte keine Battaillone 
von Anhängern hinter sich, und diese ließen sich oft überhaupt keiner bestimm-
tcn wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Richtung eindeutig zuordnen. Die 
Fronten waren in dem Meinungsstreit daher nicht immer genau zu markieren. 
Sicher ist nur, daß die Wohnungsreform allein vom sozial engagierten Bildungs-
bürgertum vorwärts getrieben wurde. Die von der Wohnungsnot betroffenen 
Bevölkerungsmassen in den rasch anwachsenden Städten reagierten, sieht man 
von einigen wenigen Mieterrebellionen bei Zwangsexmittierungen und derpoli-
zeilichen Räumung einer ohne Genehmigung errichteten Baraekensiedlung für 
Obdachlose in Berlin während der sechziger Jahre einmal ab, im ganzen Zeitraum 
überhaupt nicht und blieben auch literarisch stumm. Die zeitgenössischen Schil-
derungen der Wohnverhältnisse und die überlieferten Haushaltsrechnungen las-
sen eher eine manchmal erschreckende Gleichgültigkeit gegenüber der Wohnum-
gebung erkennen. Die Ausgaben für Nahrungsmittel, Alkohol und Tabak rangier-
ten überall bei den Arbeiterfamilien weit vor den Wohnungsausgaben. 
Die aufkommende sozialistische Arbeiterbewegung hat im Gegensatz zu ihren 
kleineren christlichen und liberalen Flügeln zunächst aus dogmatisch-ideologi-
schen Gründen der Wohnungsfrage bis 1890 literarisch nur wenig Beachtung 
geschenkt. So beschäftigte sich in dem 1883 von Kar! Kautsky gegründeten Partei-
organ "Neue Zeit" nur deren Mitbegründer Heinrich Braun 1886 einmal mit der 
Wohnungsfrage - sein kurzer Artikel behandelte bezeichnenderweise die erste 
Generalversammlung des "vereins für Soda/politik" in Frankfurt a. M.8l. Sein 
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Inhalt ist uninteressant, da er nur die bekannten Ansichten von Friedrich Engels 
wiederholte. Auch die nachfolgenden Schriften der Sozialdemokraten Max Schip-
pel, Paul Göhre und Adolf Braun folgten dieser Linie bloß anklagender Elendsbe-
schreibungen82. InteressanteIWeise waren alle drei aus dem Bürgerlager überge-
laufene Intellektuelle, die sich später dem gemäßigten Revisionismus und der 
betonten Aktivierung von Sozialpolitik und Gewerkschaftsbewegung zuwand-
ten83• Erst unter diesen Anstößen und nach Beginn einer eigenen sozialdemokra-
tischen Kommunalpolitik, gewann nach der lahrhundertwende die Wohnungs-
frage erstmals einen Platz in der Diskussion der Sozialdemokratie, wobei Hugo 
Lindemann, Paul Hirsch. Louis Cohn, Paul Kampffmeyer, Richard Calwer, Ludwig 
Sinzheimer und Albert Südekum als Hauptexponenten hier sich qualifizierten. Sie 
brachten Resolutionen auf den Parteitagen und Entschließungen zum preußi-
schen Wohnungsgesetzentwurf ein und betätigten sich in den Gemeindeparla-
menten sowie der sich entfaltenden Gartenstadtbewegung. 
Eine theoretische Auseinandersetzung mit Friedrich Engels und Karl Marxens 
Verelendungstheorie wurde nicht geführt, sondern man versuchte, die Woh-
nungsfrage nur praktisch zu übelWinden. Hier unterschied man sich in den 
Lösungsversuchen so gut wic gar nicht von den meisten bürgerlichen Reformbe-
strebungen. Gemessen an der riesigen Fülle bürgerlicher Literatur zur Woh-
nungsfrage blieb der Beitrag insgesamt mehr als mager 84. Einen Schritt zur 
Lösung der Wohnungsfrage sah man beeinflußt durch den englischen Munizipal-
sozialismus in der Stärkung des sozialistischen Einflusses in den Kommunen und 
Landtagen. Die Wohnungsfrage wurde damit vor allem als eine Machtfrage auf-
gefaßt, wobei das preußische Dreiklassenwahlrecht und die Vorherrschaft der 
81 Heinrich Braun: Zur Wohnungsnoth der arbeitenden Klassen, in: Neue Zeit 4 (1886), 
S.311-319 und S.338-347. 
H2 Max Schippei: Das moderne Elend und die modeme Überbevölkerung, Stuttgart 1888. 
- Paul Göhre: Drei Monate als Fabrikarbeiter und Handwerksbursche, Leipzig 1891. - Adolj 
Braun: Berliner Wohnungsverhältnisse. Denkschrift der Berliner Arbeiter-Sanitätskommis-
sion, Berlin 1893. 
83 Max Schippel (1859-1928) arbeitete nach einem volks- und staatswissenschaftlichen 
Studium als Journalist bei verschiedenen sozialdemokratischen Blättern. Ab 1893 wandte er 
sich dem Bernsteinsehen Revisionismus zu. Der aus Sachsen stammende protestantische 
Theologe Paul Göhre hatte als 26jähriger Kandidat der Theologie in einer Fabrik aushilfs-
weise gearbeitet und trat dann dem "Evangelisch-Socialen Kongress" und später mit erheb-
lichem Propagandaaufwand der Sozialdemokratie bei. Göhre wollte mit seinen Schilderun-
gen über die Chemnitzer Arbeiterverhältnisse das Bürgertum bewußt schocken. Die wert-
vollste Schrift zur Wohnungsfrage stammt von AdolfBraun, einem Bruder des anderen So-
zialdemokraten Heinrich Braun. Bei der Untersuchung über die Berliner Gesundheitszu-
stände ging AdolfBraun, der Geschichte und Nationalökonomie studiert und dann bei ver-
schiedenen Zeitungen gearbeitet hatte, auch auf die Ursachen der Wohnungsfrage ein, für 
die er die Grundrentenspekulation verantwortlich machte. Seine Schrift ist interessant 
wegen ihrer detaillierten Beschreibungen der sanitären Verhältnisse in den Wohnungen. 
H4 Wirklich bedeutsame Schriften sind Louis Cohn: Die Wohnungsfrage und die Sozialde-
mokrutie. Ein Kapitel sozialdemokratischer Gemeindepolitik, München 1900. - Hugo Lin-
demaf/f/: Die deutsche Städteverwaltung - Ihre Aufgaben auf dem Gebiete der Volkshy-
giene, des Stiidtebaus und des Wohnungswesens, 2. Aufl., Stuttgart 1906. - Paul Hirsch 
(Hg): Sozialdemokrutische Gemeindepolitik, Berlin 1906. - Hugo Sinzheimer: Die Arbeiter-
wohnungsfrage, Stullgart 1902. 
Ursachen der "Wohnungsfrage" und Steuerungsmittel einer Wohnungsreform 55 
Hausbesitzer in den Stadtverordnetenversammlungen die hauptsächlichen 
Feindbilder waren; ihnen wurde das Hauptverschulden an den jetzigen Zustän-
den zugeschrieben. Als Ausnahme versuchte Hugo Lindemann, der Wohnungssta-
tistiker des .. Vereinsfii.r Socia/politik", auch die finanzpolitischen Aspekte zu disku-
tieren; die meisten von der damaligen Nationalökonomie angeschnittenen Pro-
blemkreise blieben bei der Sozialdemokratie unerörtert. Eigene Erhebungen, 
z. B. über das rur die Arbeiterschaft geradezu zentrale Untermieter- und Schlaf-
gängerwesen, wurden nicht veranstaltet85. Ebenso irritierend erscheint es rück-
blickend, daß nicht darüber nachgedacht wurde, wie in dem angestrebten soziali-
stischen Zukunfts staat die Wohnungsfrage eigentlich gelöst werden sollte. Die 
wenigen Andeutungen über solidarische Wohngemeinschaften trugen eher früh-
sozialistisch-utopische Züge oder waren nur Anleihen bei der bürgerlichen Eigen-
heimideologie. Die Freien Gewerkschaften beschäftigten sich vor dem l. Weltkrieg 
nur mit den Wohnverhältnissen von Handwerksgesellen und dem Werkswoh-
nungsbau, wozu einige Enqueten veranstaltet und Resolutionen verfaßt wur-
den86. 
Sehr viel mehr Wirkung zeigten die Debatten des "vereins fii.r Socia/politik" 
beim "Deutschen Verein fii.r öffentliche Gesundheitspflege". Als Fortsetzung der 
"Hygienischen Section" des "Kongresses deutscher Naturforscher und Ärzte" und 
einzelner provinzieller und örtlicher Vereine war er im September 1873 von dem 
Berliner Stadtbaurat James Hobrecht, dem Münchener Professor und Liebig-
Schüler Max Pettenkofer sowie anderen bekannten Bürgermeistern und Medizi-
nern in Frankfurt am Main ins Leben gerufen wurden und hatte sich sofort auch 
mit Bebauungsplänen und Bauordnungen im Hinblick auf Luft, Licht und hygie-
nisch einwandfreie Räume sowie sanitären Ausstattungen beschäftigt. In zahlrei-
chen Generalversammlungen zwischen 1876 und 1914 traten Kommunalpolitiker, 
Architekten, Ärzte und Ingenieure mit detaillierten Vorschlägen auf den Plan, die 
sich nach der lahrhundertwende zu einem Reformprogramm und Forderungska-
talog vcrdichteten86a. Dabei wurde sich vielfach auf die Untersuchungen und Gut-
achten des "Vereins für Soda/politik" berufen. Dies war wenig verwunderlich, da 
die Verfasser hier wie dort als Referenten auftraten. Es wurde nicht nur eine 
"gesundheitsgemäße Beschaffenheit und gesundheitsgemäße Benutzung der vor-
handenen Wohnungen" gefordert, sondern auch die Notwendigkeit betont, kleine 
Wohnungen in ausreichender Menge zu bauen, da sonst nicht verhindert werden 
könne, daß gesundheitswidrige Räume zu Wohnzwecken genutzt oder gesund-
heitsmäßige Wohnungen gesundheitswidrig überftillt würden87• 
85 Eine Ausnahme bildete: Albert Südekum: Großstädtisches Wohnungselend, Berlin 
1908. 
86 Richard Calwer: Das Kost- und Logiswesen im Handwerk. Ergebnisse einer von der 
Kommission zur Beseitigung des Kost- und Logiswesens im Handwerk veranstal teten Erhe-
bung, Berlin 1908. Vgl. zu diesem Komplex Adelheid von Saldern: Sozialdemokratische 
Kommunalpolitik in Wilhelminischer Zeit, in: Kar! Heinz Naßmacher (Hg.): Kommunalpo-
litik und Sozialdemokratie, Bonn-Bad Godesberg 1977, S. 18-62. 
S6a Vgl. Vierteljahresschrift für öffentliche Gesundheitspflege Jg. 1876 ff. 
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Eine nicht minder große persönliche wie sachliche Verflechtung bestand mit 
dem 1898 von dem Juristen Kar! von Mangoldt gegründeten "Verein Reichs-U'oh-
nungsgesetz", der ebenso wie der "Vereinjür öffentliche Gesundheitspflege" und der 
"Verein}ür Socialpolitik" auf gesetzliche Initiativen im Wohnungswesen hinarbei-
tete. Angeregt durch die Fülle der Erörterungen und Vorschläge wollte Mangoldt 
die zusammenhanglosen Einzelvorschläge zu einer großen Gesamtreform zu-
sammenbinden88. Ähnlich wie ein großer Teil der Mitglieder des "Vereins jür 
Socialpolitik", dem er wie schon früher erwähnt selbst angehörte, wollte er die 
Wohnungsreform zu einer übergreifenden und dauernden Gesamtlösung zufüh-
ren. Mangoldt wurde dabei am Anfang nachhaltig von dem damaligen Oberbür-
germeister von Miquel sowie dem sozialpolitisch engagierten Frankfurter Industri-
ellen Wilhelm Merlon sowie dessen "lnstitutjürGemeinwoh/"und seiner Zeitschrift 
"Soziale Praxis" unterstützt, die schon zuvor der Wohnungsfrage besondere Be-
achtung geschenkt hatten. Um eine bessere Verknüpfung aller Wohnungsrefor-
mer in Wissenschaft und Praxis zu erreichen, wurde der Verein 1904 satzungsmä-
ßig aur eine neue Plattform gestellt und in "Vereinjür Wohnungsniform" benannt. 
Im "Jahrbuch rur Wohnungsreform" schuf Mangold zugleich ein Medium, in dem 
nun regelmäßig über alle theoretischen Erörterungen und praktischen Initiativen 
herichtet wurde. Insbesondere widmete man sich der Wohnungsaufsicht, den 
Behauungsplänen und Bauordnungen sowie der Kapitalbeschaffung für den Bau 
von Kleinwohnungen und trug aus der in- und ausländischen Literatur alle mögli-
chen I nJ"ormationen zusammen. Der Verein veranstaltete 1904 einen "Ersten Allge-
lI/ei//1'// deulschell Wohnun/-:s/w//wc:ß"in Frankfurt a. Main, der ganz im Zeichen der 
anzustrehenden Wohnungsgesetzgebung stand; eine zweite derartige Tagung 
1911 in Leipzig beschäftigte sich eingehend mit den Boden- und Finanzierungsfra-
gen. Auch hier gab es wiederum viele personelle wie sachliche Verflechtungen mit 
dem 'yerein}iirSocia/polilik"89. Die Forderungen bewegten sich auf der Linie von 
1 __11/-:1'/, Schmoller, Brentano und Mique/ bzw. Fuchs und Eberstadt. Auf der Münche-
ner Generalversammlung des "Vereins für Soda/politik" hatte sich Mango/dt als 
entschiedener Gegner des Mietskasernensystems und jeder Bodenspekulation 
vorgestellt, weil aus ihr die ,,giftige Pflanze des BauschwindeIs" herauswachse9o• 
H7 Die kleinen Wohnungen in Städten, ihre Beschaffenheit und Verbesserung, in: Viertel-
jahresschrill ftir öffentliche Gesundheitspnege 33 (1901), S. 133 ff. und S.153-208 (Ausftih-
rungen von Medizinalrat Reincke (Hamburg), Baurat Stübben (Düsseldort) und Oberbür-
germeister Adickes (Frankfurt a. M.). 
HH Kar/von MangohIt: Der deutsche Verein ftir Wohnungsreform 1898-1928, in: 30 Jahre 
Wohnungsreform, Berlin 1928, S. 7-59. - Ders.: Der Verein Reich-Wohnungsgesetz und 
seine Vorschliige, Frankfurt a. M. 1898. - Ders.: Die Forderungen der deutschen Wohnungs-
reformbewegung an die Gesetzgebung, Göttingen 1913. - Ders.: Ein Reformprogramm ftir 
die Wohnungs- und Ansiedlungsfrage in Deutschland, in: Archiv für soziale Gesetzgebung 
und Statistik 18 (1903), S. 112-126. - Dm.: Die städtische Bodenfrage, Göttingen 1907. 
H') Kar/VOll Mallgoldl: Die erste deutsche Wohnungskonferenz. Grundlinien der Woh-
nungsrelorm, in: Soziale Praxis 15 (1905/06), Sp. 669-673. - Georg Kessler: Der zweite 
deutsche Wohnungskongreß, in: Soziale Praxis 20 (1910-11), Sp. 1173-1180. - Bericht über 
den zweiten deutschen Wohnungskongreß, Leipzig 11.-14. Juli 1911, Göttingen 1912. 
')(l Schrinen des Vereins fürSocialpolitik 98, Leipzig 1902, S.I03-105 (Das stenographische 
Protokoll verzeichnet nach Schluß seines Diskussionsbeitrages "Iebhaften Beifall"). 
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Umfassende Programmentwürfe einer großangelegten Wohnungsreform wur-
den auf zwei weiteren Wohnungskonferenzen verabschiedet. Ihre Zusammen-
setzung verriet, daß sich hier alle Hauptakteure der Wohnungsreform in einer 
höchst wirksamen Form zusammengefunden hatten91 . 
Kurz vor Ausbruch des 1. Weltkrieges war somit ein geeignetes Sammelbecken 
für eine größere Bewegung geschaffen worden. Neben den Vertretern der Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften waren hier Repräsentanten der Baugenossen-
schaften, der Deutschen Gartenstadtgesellschaft, des Verbandes deutscher Mie-
tervereine, der Landesversicherungsanstalten und der Zentralstelle für Volks-
wohlfahrt, aber auch der Caritasverband, der Gesamtverband christlicher 
Gewerkschaften, die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine, sowie eine Reihe von 
Beamten und Frauenorganisationen zu finden. Die vielen Persönlichkeiten und 
Verbände vereinigten ihre Forderungen in der gewichtigen Publikation "Die Woh-
nungsfrage und das Reich ", die vom Vereinfür Wohnungsreform herausgegeben wur-
de91a• 
Die Themen, die in den Generalversammlungen des" Vereinsfür Soda/politik" 
1886 und 1902 behandelt worden waren, wurden hier nun ausführlich und detail-
lierter weitergeführt: Probleme der Bodenfrage, Aufschließung und Dezentralisa-
tion von Bauflächen, Bebauungspläne, die Organisation der Wohnungsaufsicht 
und Wohnungspflege, die Verbesserung des Realkreditsystems, des Enteignungs-
rechts und Wertermittlungsverfahrens sowie alle damit zusammenhängenden 
Steuer- und Abgabenfragen. Betrachtet man diese vielbändigen Forderungen und 
Vorschläge, dann fallt auf, wie sehr im ganzen die Zielrichtung auf die Schaffung 
von Eigenheimen und Kleinhäusern sowie auf die Bekämpfung der Mietskaser-
nen bei den meisten Reformern gerichtet blieb. Ausgehend von der Prämisse der 
Wurzellosigkeit städtischer Massen in den Mietskasernen sollte mit der speziellen 
Wohnungsfrage zugleich das Zentralproblern der Sozialen Frage gelöst werden. 
Über eine durchgreifende Verbesserung der Wohnumwelt hoffte man zugleich zu 
einer Reform der Gesellschaft zu gelangen. 
Umfassende große Erfolge konnten von der deutschen Wohnungsreformbewe-
gung vor dem 1. Weltkrieg noch nicht erzielt werden. Die Reichsregierung verwies 
die Wohnungsfrage in die Zuständigkeit der Bundesstaaten und Gemeinden. 
Nicht einmal Preußen als größter deutscher Bundesstaat konnte ein einheitliches 
Wohnungsgesetz verabschieden. Dies bedeutet aber nicht, daß der Staat an der 
brennenden Wohnungsfrage gleichgültig vorbeigesehen hätte. Angesichts der 
zahlreichen Zustandsbeschreibungen, wissenschaftlichen Analysen und sozialpo-
litischen Forderungen kam es in den einzelnen Bundesstaaten und Kommunen 
91 Forderungen der Deutschen Wohnungsreformbewegung an die Gesetzgebung. Vor-
schläge der Zweiten deutschen Wohnungskonferenz, Frankfurt 1912. 
910 Verein Reichs-Wohnungsgesetz (Hg.): Die Wohnungsfrage und das Reich, H. 1-8, Göt-
tingen 1907. Vgl. die Zeitschrift für Wohnungswesen. Organ des Rheinischen Vereins zur 
Förderungjedes Arbeiterwohnungswesens. Hg. von Heinrich Albrecht, 13 Bde., Berlin 19021 
03-1915/16 (Beilage: Die wohnungs- und siedlungswirtschaftliche Gesetzgebung). 
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zu einer FüJJe von Einzelinitiativen, die bei aller örtlichen Verschiedenheit 
gewisse Gemeinsamkeiten der Bestrebungen erkennen lassen. 
Sie betrafen zunächst die qualitative Verbesserung der vorhandenen oder neu 
zu errichtenden Wohnungen. Hierher gehörte die Fortbildung und Vereinheitli-
chung der Baupolizei (Vorschriften über Bau, Einrichtung, Größe und Anzahl der 
Zimmer entsprechend der gesehenen Bewohnerzahl), die Einrichtung erster 
Wohnungsinspektionen zur Kontrolle dieser Vorschriften und zur Registrierung 
von Mißständen im Wohnungswesen. Nicht minder wichtig waren neue Maßnah-
men zur Gestaltung von Bebauungsplänen und Bauordnungen. Zu den admini-
strativen Regelungen zur Erweiterung der Wohnfläche wurden Gesetze über 
Fluchtlinien, der Enteignung und der Wertermittlung von Grundstücken in sol-
chen Fällen erlassen. Auch die Probleme der städtischen Boden-, Verkehrs- und 
Steuerpolitik gerieten nun in den Kreis solcher behördlicher Regulierungsver-
suche. Um das Angebot von Kleinwohnungen zu steigern, wurden ferner Norma-
tivbestimmungen erlassen, unter welchen Voraussetzungen öffentliche Kapita-
lien gegen niedrige Verzinsungs- und Amortisationssätze zur Verftigung gestellt 
werden. Zur gleichen Zeit begann die Förderung des kommunalen Wohnungs-
baus rur öffentliche Bedienstete sowie die Errichtung von neuen Obdachlosenasy-
len und iihnlichen Heimen. 
Sicherlich blicb das alles in den Augen der Wohnungsreformer vielfach unge-
nügend und von einer einheitlichen reichsrechtlichen Regelung weit entfernt. 
Dennoch ist es unübersehbar, daß besonders nach der Jahrhundertwende schon 
dic wichtigsten Weichen rur die soziale Wohnungspolitik ftir die spätere Zeit 
gestellt worden sind92. 
Franz Mehring, der erste große Historiker der deutschen Sozialbewegung, hat 
als miterlebender Zeitgenosse den ,,vereinjür Socialpolitik" noch in verachtungs-
vollem Ton herabgewürdigt, als er schrieb: 
"Die Ratschläge des Kathedersozialismus, die teilweise aufgroßer Sachkenntnis fußten,lie-
fen cben darauf hinaus, die LohnskJaverei durch gewisse Reformen so zu erleichtern, daß 
rur eine Aristokratie der Arbeiterklasse ein erträglicher Zustand geschaffen wurde ... Die 
praktische Wirksamkeit des Kathedersozialismus ist gleich Null gewesen"'!J 
Ihm blind nachschreibend ist dann immer wieder bis auf den heutigen Tag 
behauptet worden, der" Verein jiir Socialpolitik" habe nur als ein Regulator des 
bestehenden kapitalistischen Systems gedient. Er habe sich selbst als zu einer 
Organisation der entpolitisierten Vernunft verurteilt, indem er in der wissen-
schaftlichen Tradition des Deutschen Idealismus stehend sich zur Objektivität 
und Neutralität in politischen Dingen verpflichtet ftihlte. Sein Mangel an politi-
"2 Die vielniltigen Anfange der staatlichen Wohnungspolitik sind zum Teil bereits darge-
stellt bei Dorotllea Berger-Thimme: Wohnungsfrage und Sozialstaat, Bern 1976, und Ulrich 
Billmenroth: Deutsche Wohnungspolitik seit der Reichsgründung, Münster 1975. 
9.\ Franz Mehring: in: Neue Zeit 15 (1896/97), S. 184-185. Zitiert nach: Gesammelte Schrif-
ten Btl. 14, Berlin 1964. 
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scher Schlagkraft sei als Zeugnis des unpolitischen Individualismus im wilhelmini-
schen Deutschland zu bewerten. Durch ihre Beschränkung auf bloße moralische 
Appelle hätten sich die Vereinsmitglieder nur im Reich der Ideenjenseits der Real-
politik bewegt94. 
Geht man den Aktivitäten der so geschmähten "Kathedersozialisten" einmal 
näher wie hier nach, dann bleibt von diesen Vorwürfen nichts übrig. Ganz sicher 
verzichteten die hier tätigen meist älteren Gelehrten ganz bewußt auf eine partei-
politische Bindung und beanspruchten eine eigenständige Position jenseits von 
der Tagespolitik. Aber sie erstrebten durchaus einen Einfluß auf Öffentlichkeit 
und Regierung. Man warf hier das ganze Gewicht des Gelehrten in die Waag-
schale. In der stark wissenschaftsgläubigen Zeit des ausgehenden 19. Jahrhunderts 
ist dieser indirekte Einfluß sehr viel höher als heute anzusetzen95. Durch den Ver-
zicht von Abstimmungen und Petitionen nach der hitzigen Debatte über die 
Schutzzollfrage hatte man auch eine direkte Einwirkung auf die politischen Ent-
scheidungsträger aufgegeben. Aber deswegen wäre es völlig falsch, den seit 1872 
regelmäßig in kurzen Abständen tagenden "Verein jür Socia/politik" als bloße 
"Publikationsanstalt für Berichte und Gutachten" abzuqualifizieren, wie es einige 
Kritiker später getan haben. Es wird dabei verkannt, welches große Ansehen 
gerade die deutsche Wirtschaftswissenschaft um 1900 in Deutschland genoß und 
welchen Bekanntheitsgrad manche Vereinsmitglieder im In- und Ausland besa-
ßen. Wenn preußische Minister wie Johannes von Miquel und Hans Hermann Frei-
herr von Ber/epsch persönlich an den Debatten über die Wohnungsreform aktiv 
referierend oder zuhörend teilnahmen und große Wirtschaftsverbände wie der 
"Bund deutscher Landwirte" oder "Centralverband deutscher Industrieller" 
gegen den Verein zeitweise heftigst agitierten, so spricht das für sich. Die gewich-
tige Rolle des" Vereinsjür Socialpolitik"bei der Beurteilung der Wohnungsfrage ist 
bisher kaum richtig in der Geschichtswissenschaft beurteilt worden. Dies dürfte 
wohl in erster Linie damit zusammenhängen, daß das hinterlassene Riesenwerk 
des Vereins wie auch die Biographien der dahinter stehenden Ökonomen bis 
heute nicht richtig erforscht worden sind. 
94 Vgl. Hajo Halbam: Der deutsche Idealismus in sozialgeschichtlicher Beleuchtung, in: 
Hans Ulrich Wehler (Hg.): Modeme deutsche Sozialgeschichte, Köln 1856, S. 85-108. - Fritz 
Stern: Die politischen Folgen des unpolitischen Deutschen, in: Michael Stünner (Hg.): Das 
kaiserliche Deutschland, Düsseldorf 1970, S. 168 fT., bes. S. 173. 
95 Lindenlaub: Richtungskämpfe (s. Anm. 28), S. 24-25. Vgl. auch Erich Born: Staat und 
Sozialpolitik seit Bismarcks Sturz, Wiesbaden 1957, S.39. 
